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I Vorbemerkungen

Wesentlicher Hinderungsgrund für die NachprüIbarkeit von Bürokatieabbau in Deutsch-

land ist das F€hlen einer einheitlichen Messmethode für bestehende und durch neue Rege-

lungen induzierte Bürckatiekosten. Erfahrungen in anderen Ländem, insbesonderc den

Niederlanden, Dänemark und Großbritannien zeigen, dass zumindest die systematische

Emittlung einzelner Bürokatiekosten, und hier insbesondere der von Informationspflich-

ten, möglich ist. Erst aufeiner solchen gesicherten Grundlage wird Bürokatiekostenabbau

in diesen Bereichen nachprüfbar.

Die Bundesregierung hat daher mit Kabinettbeschluss vom 25. April 2006 entschiedel,

das in mehreren europäischen Ländern bereits etablierte Standadkosten-Modell (SKM)

auch in Deutschland einzuführen. Bei diesem Modell handelt es sich um einen methodi-

schen Ansatz, mit dem ein wesentlicher Ausschnitt bestehender bürokatischer Belastun-

gen systematisch emittelt wird: Gemessen werden die Belastungen der Wirtschaft, der

Bürger und der Verwaltung, die auf gesetzlich vorgeschriebenen Informations- und Be-

richtspflichten (Antdge, Formulare, Statistiken, Nachweise etc.) beruhen mithin staat

lich veranlasst sind.

Vonangiges Ziel einer Bürokratiekostenmessung aufGrundlage des SKM ist zunächst die

Kostenentlastung der Wirtschaft durch Identifizierung und Abbau kosten- und zeitintensi-

ver Verpflichtungen. Sie stellt eine Ausgangsbasis dar, um bestehende Dopplungen bei

Informationspflichten gezielt zu beseitigen, Pflichten zu vereinfachen und neue lnformati-

onspflichten auf das Notwendige zu beschränl<en. Eine systematische Bürokatiekosten-

messung ist u[abdingbare Voraussetzung f,ir einen gesteuerten, brcit geflicherten Büroka-

tiekostenabbau. Eine nachvollziehbare und belastbare quantitative Darstellung von Büro-

kratieabbau wird möglich. Auch die Verantwortlichl<eiten für Bürokratiekosten werden

klarer zugewiesen (zum Beispiel durch verursachergerechte Zuordnung von Belastulgen

aufnationales oder europäisches Recht) und die Möglichkeit des inte.nationalen und nati-

onalen Vergleichs wird verbessert.

Beim SKM stehen vor allem zwei analyische Fragen im Mittelpunkt: Welche staatlich

veranlassten Infomationspflichten bestehen/entstehen, und welche Kosten verursachen sie

bzw. werden sie voraussichtlich verursachen? Der Nutzen, der mit einem Gesetz bzw.

einer Infomationspflicht einhergeht, wird im Rahmen des SKM nicht betrachtet. Die Nut-

zenbewertung gesetzlicher Regelungen ist weiterhin eine politische Entscheidung. Das

SKM liefert jedoch von der Kostenseite her unerlässliche Infomationen für eine mög-

lichst effiziente Gestaltung von Rechtsnormen, wobei unnötige Bürokratie vermieden,

Verfahren vereinfacht und ein ausgewogenes Kosten-Nutzen-Verhältnis insbesondere für
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Vorbeüerkungen

den Normadressaten eüeicht werden soll. Denn die pflicht zum wirtschaftlichen Handeln

der Verwaltung gebictet, mit den Ressourcen der Bevö)kerung sorgsam umzugehen.

Weiteres Ziel dieser Vorgehensweise ist, langi:istig das Bewusstsejn flir Umfang und

Auswirkung der durch staatliche lnfomationspflichten verursachten Belastungen zu

schärfen und die Frage nach der Erfordemis fiir eine solche pflicht künfrig verstärkt auch

nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten aus Sicht der Betroffenen zu stellen.

Erfahrungen aus anderen Ländern haben gezeigt, dass eine einheitiiche und verbindliche
Methodik unabdingbare Voraussetzung für die Einführung des SKM ist. Nur durch eine

verbindlich vorgeschriebene Vorgehensweise lassen sich die ermittelten Daten miteinan-
der vergleichen. Erst eine einheitliche Methodik emöglicht die verursachergerechte Zu-
weisung von Verantwortung, die Benennung verbindlicher Abbauziele und einen objekti-
vierten öffentlichen Diskurs und damit die Vermeidung vor Glaubwürdigkeitsproblemen.
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die in anderen Staaren angewandte Methodik l:l über-
nommcn werden kann. Vielmehr bedarf es gewisser Detailanpassungen, zum Beispiel bei

der Definition der Beg ffe ,,Wiltschaft" und ,,lnformationspflichten,.. Ziel des Handbuchs

ist es, die intemationale SKM-Methodik auf der Ebene des Bundes einzuführen. Der bis-
herige Keru'ltnisstand wird hierzu auf die deutschen Verhältnisse überhagen und nur wo
nötig angepasst. Überschneidungen mit andereD bereits vorliegenden Handbüchem zu

diesem Thema, die mit Zitaten ken]ltlich gemacht sind, sind daher unvemeidlich.

Ziel des vorliegenden Handbuchs ist es, dic 1ür die Bundesressorts verbindliche SKM-
Methodik festzulegen. Zugleich soll den Anwcndem in den einzelnen Fachreferaten der

Ressorts eine praktische Arbeitshilfe gegeben werden. Für spezielle Fragestellungen

zum Bcispiel zum Aufbau und Handhabung der Sk'M-Datenbank werden spezielle Leit-
fliiden entwickelt und den Anwendem in den Ressorts zur Verfügung gestellt. Darüber

hinaus dokumentiert dieses Handbuch die Grundlagen und Vorgehensweisen flir die inte-
ressierte Öffentlichkeit. Daher werden neben den praktischen Verfahrenshinweisen lür dic
Rcssorts auch die theoretischcn Grundlagen des SKM und das Berechnungsmodell detail-
liert eriäutert. Dies ist notwendig, um die Akzeptanz der auf Bundesebene durchgefühften
Bürokatiekostcnmessung sowohl bei den Experten aufdiesem Gebiet als auch in der brei-
ten Öffentlichkeit zu sichern.

In den folgcnden Abschnitten werden daher

. die theoretischen Grundlagen gelegt und die dazu notwendigen DefiDitionen und Beg-

riffsabgrenzungen vorgenommen (Kapitel 2, Seite 7);

. das Berechnungsmodell vorgesrellt (Kapirel 3, Seite 16);
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Untersuchungsgegenstand

Hinweise zur Dokumentation und zur benötigten Datenbank gegeben (Kapitel 4, Sei-

te 27);

die praktische Anwendung der Kostemessung bestehender Informationspflichten mit

Hilfe des Standardkosten-Modells Sckitt für Schritt vorgestellt (Kapitel 5, Seite 30)i

praktische Hinweise zu Maßnahmen der Kostenreduzierung gegeben (Kapitel 6, Sei-

te 61);

das Vorgehen bei der Kostenmessung von neuen lnfomationspflichten dargestellt

(Kapitel 7, Seite 63);

das Vorgehen bei der Prüfung von Informationspflichten im europäischen Recht erläu-

tert (Kapitel 8, seite 71).

2 Grundlagen und Definitionen

Im folgenden Kapitel werden die theoretischen Grundlagen der SKM-Messung gelegt und

die hierfür notwendigen Definitionen eingeführt. Abgegenzt werden der Untersuchungs-

gegenstand und die Zielgruppen der Messung.

2.1 Untersuchungsgegenstand

Der Untersuchungsgegenstand bei einer Messung des Verwaltungsaufuandes mit Hilfe

des SKM sind die urunittelbaren und mittelbaren Informationstransfeß, zu denen Wirt-

schaft, Bürger und Verwaltung durch den Staat verpflichtet werden. Es sollen dabei die

Kosten ermittelt werden, die den gesetzlich zur Information Verpflichteten aufgrund ibrer

Leistungserfüllung entstehen.

2. 1. I Informationspflichten und deren B estandteile

Im Gesetz zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrolhates wird im § 2 Abs.l eine

Informationspfl icht wie folgt defi niert:

(1) Bürol«atiekosüen im Sinn€ dieses Gesetzes sind solche, die natürlichen oder juristi-

schen Personen dBrch Informatiompflichtel entsteherl Informationspflichten sind auf-

grund von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung oder Verwaltungsvoßchdft bestehende

Verpflichtugerl Daten und sonstige Informationen für Behörden oder Dri6e zu beschaf-

fen, verfügbar zu halten oder zu übermifteln. Andere durch Gesetz. Rechtsverordlung,

Satzung oder Verwaltungsvorschrift entstehende Kosten sind nicht umfasst.

1



Grundlagen und Defi nitionen

Diese Definition ist die Grundlage für die Durchlührung des Standardkosten-Modells auf
der Ebene des Bundes.

Zu den Infomationspflichten zähler mithin alle Fälle, in denen Wirtschafr, Bürger, Ver-
waltung die Verpflichtung zur Erlüllung einer staatlichen Informationsanforderung aufer-
legt wird. Das sind alJgemein alle Anträge, Formulare, Statistiken sowie Nachweis- und
Dokumentationspflichten (Auskunffs-, Melde-, Berichts-, Veloffentlichungs-, Registrie-
rungs-, Genehmigungspflichten usw.) flir Wirtschaft, Bürger sowie die Verwaltung (siehe

Beispielskatalog). Hierunter sind nicht nur Informatiolspflichten gegenüber einer staatli-
chen Stelle zu verstehen, sondem alle nach staatlicher Nomvorgabe (generell-abstrakte

Regelung, zum Bcispiel durch Gesetz, Rechtsverordnung, Verwaltungsvorschrift ange_

ordnet) zu leistende lnformationspflichten, auch gegenüber Dritten (zum Beispiel Wirt-
schaft gegenüber Verbrauchem)I. Hierbei kann es sich sowohl um ejnc Informations-
pflicht handeln, die unmittelbar zu einem schriftlichen, elektronischen oder sonstigem

Infomationstransfer fülnt, als auch um eine Informationspflicht mit der Maßgabe der Da-
tenbereithaltung (zum Beispiel das Fühen eines Besucherregisters, aus dem staatlichen

Behörden bei BedafAuskunft erteilt werden muss).

lnsgesamt handelt es sich insbesondere um Informationsverpflichtungen, denen sich Wirt_

schaft, Bürger und Verwaltung nicht entziehen können, ohne gegen Rechtsvorschr.iften zu

verstoßen oder etwaige Ansprüche auf Finanzmittel, Beihilfen und sonstige beantragte

Leistungen zu verlieren.

Hinweis:

Ziel des SKM ist die Messung der mit der Erfülluag eirer Ilfomationspflicht einherge-

henden Kosten und nicht die Bewertung des Nutzens für den jeweiligen Normadressatel.
Wenn für den Bürger mit einer gesetzlichen Regelung positive Folgen verbunden sind
(wie zum Beispiel eine Füderung), dann steht dcht die Förderung zur Diskussion, son-

dem die Irformationspflicht, die damit verbutden ist. Was ,,kostet'. diese den Normadres-
saten und wie karm sie so gestaltet werden, dass das mit ihr verbundele Ziel erflillt und
gleichzeitig der Normadressat so gering wie möglich belastet wird?

Die Messung von lnformatioospflichten gegenüber Dntten wird intemalionat unteßchiedlich behandeli.
So s,erden PreisäLrszci.hnungen in eiDigen Ländem von vornherein ausg€nommen. In anderen Ländem
wie Großbntannien q,erden sie dagegen erfasst aber nichl gencssen Iür die autgrund Bundesrechts be
stehenden Informationspllichten gegenüber Drinen gitl. dass Sie genere ertasst q,erden. In{reseu sre
txtsächlich gemessen wcrden. wird zu ciDem späreren Zcitpunkt enßchieden.
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Untersuchungsgegenstand

Grundsätzlich wird bei der SKM-Messung davon ausgegangen, dass Wirtschaft, Bürger

und Verwaltung nicht gegen Rechtsvorschriften verstoßen, d.h. jeder, der einer Informati-

onspflicht unterliegt, kommt dieser Pflicht auch nach (Vollständigkeitsannahme).2

Beispiel:

lür die Messung bedeutet diese Vollständigkeitsannahme konket, dass falls laut Rechts-

lage zum Beispiel 100.000 Untemehmen einer Informationspflicht unterliegen, diese An-
zahl auch als Basis für eine Hochrechnung genommen wird. Es wird keine Annahme dar-

über getroffen, wie viele Untemehmer sich rechtswidrig der Informationspflicht entzie-

hen. Die Arzahl der belroJlenen Untemehmen wird nicht korigiert.

Infomationspflichten, die gegenüber staatlich beauftügten Institutionen bestehen (zum

Beispiel TÜV), zählen ebenfalls zu den gesetzlichen Infomatiompflichten.

Merkmale eirer Infomationspflicht sind:

l. Sie ist staatlich veranlasst.

2. es handelt sich um eine gererell-abshakte Regelung,

3. die Übermittlung oder Bereithaltung von Daten oder Informationen erfolgt in schiffli-
cher, elektronischer oder sonstiger Form.

Folgende Ütersicht gibt einen kurzen Überblick über die verschiedenen Arten von Infor-

mationspflichten.

Informatiorspfl ichten - Beispielskatalog:

o Allg€meineMeldungen undMeldungenbestimmterTätigkeiten

Hierzu zählen zurn Beispiel l

q, ErklärugenrMeldepflichten gegenüber FinaMbehörden wie Lohnsteueranneldung oder Um-
satzsteuervomnmeldung

a Anzeice €ines veßicherurssfalls bei Berdebsunfall

$ Bescheinigung über Fortdau€rEnde der Berufsausbildung
ö M€ldepflichten bei Gefährgutkansporten

R€g€lmäßige Dokümentations- urd Berichtspflichten

Hierzu z?ihlen zum Beispiel:

Dies deck sich mit der intemationalen Vorgehensweise. Vgl. Charire, D. et al. (intemational€ Arbeirs-
gruppe): Das Standard-Kostenmodell Konzepr zur DefinirioD und Quantifizjerung des VeNalrungsauf-
wandes für Unlemehm€n durch staatliche Regulierung, Stand: Mai 2000; S. 18 und S. 39i Bames, M. el
al.: Die Messung administrativer Kosteni Handbuch für das Standard Cosr Model in Gmßbrilannien, Sep
tember2005, S.29 sowie Klippstein eta1.: Standardkost€n Model Bstes Deursches Handbuch, S 26.
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4 VeryIlichtung znr bedarfs' ode. regelBäßiger Erhebung, Autbereitung und Be.eithalhng von
AngabenlDaten, z.B- zu ststistischen oder staadichen Kontrollzwecken

4 Bilanzienrngspflichten derUntemehmen

o Informationen mit Kennzeichnungschsrakter für Diirte

Hie.zu zählen a]nl Beispieli

a Energieke zeichnungenvonHär.:slaltsgerätei
o Verpfl ichtuDg zur Preisauszeichnung

Infonnationen ohne Kennzeichnungscharakter rür Dritt€

Hierzu z:ihlen zum Beispiel:

.) Mitteilungspflichlen des Arbeitgebeß gegedbff seinen Arbeitnebmem
n verpflichtung zur amtlichen Bekarntrnachung
q Verpflichtung zur Veröffentlichmg von Angaben beispielsweise im Rabmen des Verbmu-

cher-, Nätur- und Umweltschutzes (2.8. Kennzeichnmg von produkten oder technischen An-
lagen, FiDanzprospeke)

o Genehmigungspflichten: Anträge auI Erleilung einer cenehnigung, Erliutrnis, Anerk€nnung
oder Freistelung (als allgemeine cenehmiglng oder Einz€lgen€hrnigüng)

Hierzu z:ilien zum Beispiel:

4 alle Arten der Beantragung von GenehmigungenEiaubnissen (Bau- rmd Betriebsgenehmi-
gungen, Gen€bmigung zum Betreiben ei!e3 bestimmten Gewe.bes, Berufsanerkennung)

a Genehmigung zur Abweichung vom Sonn- ujrd Feierrägsfahrveüot, Adräg auf dne Freistel-
IlDgsbescheinisuns

Eitrt.agmgs-, Registrierungspfl ichten

Hierzu z:ihlen a]m Beispiel:

e, Verpflichtung zü Eintagung in das Handelsregisle! cru.dbuch oder die Handwerksrole
o Verpfiichtung zum Fiilren eines Melderegiste]s, Besuchenegisters, e1c.

Zertifizierung von Produkten und Verfahren

Hierzu zühlen zum Beispiel:
q Zeraifizienmg als Betrieb des ökologischen Landbaus

a GenehmisunCsvefähren bei Medikamenten

Kontrollbesuche / Zusammenarheit hei Anditi

Hierzu z?ihlen zlrm Beispiel i

c, Daten, die {in einer Kontrollbesuch bereitgestell. werd miissen

Antäge !üf Gelvährung einer Geldleistung des Staates (Subventions- oder Beihilfeantr.g)

Hierzu z;ihlen alm Beispiel:

<, Beantragung vor Sozialleistungq\ Zulagen, Fördermitteln, Zuschüssen, Beihilfen bzw_ Sub-
ventionen (einschließlich hierzü erfordorlicher Aushinfre,Nachweise des AnEasstellers)

10
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Untorsuchungsgegenstand

. Formvorgaben rnd eiDzelne Inhsltsvorgaben lür eine Irformationspfliclt
z. B. isi die Pflicht, ein€n Bericht zu erstellen, eine InfomBtiorspflichl nichtjedoch di€
einzelnen hhalts- und Formvoryäben hierzl! abfl diese Detailangaben sind als Bestand-
tEile bej der AufwandberechNng fü. die g€samte lnformatioDspflicht zu berücksichtigen

. rein inhaltlilhe/oaterielle Verpflishtüngen

o auch wenn der Einbau einer Filteranläge mchweispflichlig ist, so ist der Eirbau als sol-
ch€r k€ine Informationslflicht

. Erhetlung und Überweisüng (Abführen) von Mitteltr an den Fiskus

o nur die Mi8eilung über beispielsweise Höhe und Zusmmensetzung der erhobenen Be-
rräse /ähll al( Inlomalronspflicht. Dichr aber dre Überweisung selbsr

. bildlicle Därstellungen zur direkten Verhaltensbeeioflussung (Schilder, Verkehrszeichen, ?ik-
trogramme €tc.)

o Ein Stmßenverkeksschild, däss eiD beslimrntes Verhalten deEnien (Tempo 3o'Zon€n)
ist Teil einer innaldichen Pfljch1 und damit keine Inforuratio$pflicht

o nur sckiftlich (auch in Etikettform) oder elekrorisch bereitzuialt€nd€ uDd/oder zu ü-
bermittelnde Daten zähle[ als Infomütionspflicht

. auf Freiwilliskeit beruhend€ Informationstransfers

o da mi1 Freiwilligkeit keine messbarer Ergebnisse einhergehe& werden nur zwingend
vorgegebene Pflichten (Soll-^{ussvorschriften) einbezogen

Jede Informationspflicht besteht gewöhnlich aus einer Reihe unterschiedlicher Informati-

onen bzw. Daten, die bereitgestellt werden müssen (im Folgenden Datenanforderungen).

So stellen zum Beispiel die in einer Norm verlangten Einzelangaben bei einer Antragstel-

lung jeweils für sich betrachtet je eine Datenanforderung dar (wie Name, Einkommen,

Familienstand, etc.). Diese Einzelangaben werden jedoch in dem Gesamtvorgang ,,An-

tmgstellung" zusammengefasst und als eine gemeinsame lnformationspflicht betrachtet.

Erst bei der Aufwand€rmittlung muss berücksichtigt werden, wie schwierig oder zeitauf-

wändig das Bereitstellen der einzelnen Datenanforderung ist oder unter Umständen sein

kann.

2.1.2 Zu untersuchende Normen

Hinsichtlich der zu unteßuchenden Nomen und den damit einhergehenden Informatiom-

pflichten muss unterschieden werden zwischen bereits bestehenden Rechtsgrundlagen und

neuen Gesetze[ beziehungsweise Gesetzen, die geänderrerweitert werden sollen. Für In-

formationspflichten im Zusammenhang mit neuen/modifizierten Gesetzen ist unabhängjg

11
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davon, ob sie sich an die Wirtschaft, den Bürger oder die Verwaltung wenden! entsprc-

chend Kapitel 6 zu verfahren.

Für bestehende Informationspflichten (Kapitcl 5) gilt Foigendes

! Zunächst sind ausschließlich Bundesgesetze und -verordnungen auf Infomations-
pflichten zu untersuchen. Den Ressorts bleibt es grundsätzlich freigestellt, ob und in-
wieweit sie bereits von Anfang an Verwaltungsvorschriften einbeziehen.

> In die (Zeit)-Messung sind diejenigen Informationspflichten mit einzubeziehen, die

bereits mindestens zwei Jahre in Kraft sind. Informationspflichten, die nicht solange in
Kraft sind sowie neue Informationspflichten werden grundsätzlich erst nach Ablauf
dieser Frist einer Messung unterzogen. Bei begründetem futlass ist eine Zeitmessung

bereits vor bzw. nach dem Ablaufder Zweijahresfrist möglich.

! Aufgrund der mit einer Kostenentlastung der Wirtschaft einhergehendel Chancen für
mehr Wachstum und Beschäftigung werden im ersten Schritt die lnformationskosten
der Wi(schaft gemessen. Die Informationspflichten der Bürger und der Verwaltung
werden gmndsätzlich erst im Anschluss daran in die Messung einbczogen. Den Res-

sorts ist es freigestellt, diese schonjetzt zu crfassen.

) Bestehendes EU-Recht ist bei der Zeitmessulg nr:r insoweit zu berücksichtigen als
dieses bereits durch einen Rechtssetzungsakt des Bundesgesetzgebeß in nationales

Recht umgesetzt worden ist und der Bundesgesetzgeber bei der Umsetzung eme zu-
sätzliche Infonnationspflicht begründet oder cine von der EU eingefühne lnformati-
onspflicht verschärft hat (näheres hierzu siehe Kapitel 5 und 8).

! Der Normenbestand der Länder wird nicht in die Untersuchung einbezogen. Den Län-
dem wird ein enger Erfahrungsaustausch und die Zusammenärbeit in einzelnen kon-
kreten Projekten angeboten. Eine Zusammenarbeit liegt iNbesonderc dann nahe, wenn

cine Informationspflicht aufBundesrecht beruht, wejtergehende Konkretisierungen auf
Landesrecht zurückzulühren sind (so genannte Regulierungskaskade).

l)
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2.2 Zielgruppen

Zielgruppe der SKM-Messung sind die Normadressaten der gesetzlichen Regelung einer

lnformationspflicht. Dies können die Wirtschaft, Bürger aber auch die Verwaltung selbst

sein.

Wirtschaft

Für die Umsetzung des Standardkosten-Modells in Deutschland gehört zur Zielgmppe der

Wirtschaft jede EiDIeit, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, welche zum Bruttoin-

landsprodukt (BIP) zu MarkQreisen beiträgt und dem Privatsektor zugerechnet wird. Der

Privatsektor umfasst auch karitative Organisationen und den ehrenamtlichen Sektor; nicht

darunter fallen gemäß Klassifikation der Wiftschaftszweige Ausgabe 2003 (NACE) die

Abschnitte L (Verwaltung), P (Private Haushalte) und Q (Exterritoriale Körperschaften

und Organisationen). Diese Definition orientiert sich an den Volkswirtschafflichen Ge-

samtrechnungen (VGR), die europaweit aufeiner einheitlichen Methodik basiert (ESVG).r

Für den Begriff ,,Untemehmen" als wichtigste Gruppe des Normadrcssaten wirtschaft

gibt es keine einheitliche Definition. Im System der Untemehmensstatistiken der Statisti-

schen Amter ist ein Untemehmen definiert als ,,kleinste rechtlich-selbständige Einheit, die

aus handels- bzw. steuerrechtlichen Gdnden Bücher führt und eine jährliche Feststellu[g

des Vemögensbestandes bzw. des Erfolgs der wirtschaftlichen Tätigkeit vomehmen

muss." Das Untemehmen umfasst alle Befiebe und schließt lieiberuflich Tätige mit ein.

Verwaltungen (Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit usw.) sind nach dieser

Definition keine Untemehmen. da sie keine Bücher aus handels- bzw. steuerrechtlichen

Gründen führen.

Einen ersten Eindruck über die Größenordnung der Zielgruppe Wirtschaft vermittelt eine

Auswertung aus dem Untemehmensrcgister der Statrstischen Amrer 1Tabelle 1, folgende

Seite). SKM-relevante Bereiche wie zum Beispiel die Land- und Forstwitschaft, Fischerei

sind bei dieser Aufstellungjedoch nicht enthalten.

Der nichlgewinnorientiene Seklor wird intemalional unteßchiedlich behandelt. Dänemarkund Schweden
klarunem illrl aus der Betrachtung aus, wälr€nd Großbritanni€n und die Niederlande den nichtges innon-
entierten Sektor ebenfalls dem Bereich der Wirtschaft zuordnen. Vgl. Charit6, et al.: Intemational Stan-
dard Cost Model ManuäI, S. 15; sowie Klippsrein et al.: Standardkosten-Model Erstes Deutsches Hand
hucl S 23

13
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Tabelle 1: Anzahl der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen

Wiilschalisabschn,til )

Untemehmen mil . . bis ... sozralversiche-
rungspfl ichtig Beschnirglen

0-9 l0 49 50- 249 250 und

C Bcrebau und G€winnung von Steinen und
Erden

D VerarbeitcndesGewerbe
E Energi€- und Waserversorgung

C HaDdel: Instdrdhaltung und Rcparatu vo,
Kraftfahrzeugen und ccbrauchsgütem

I VerkehrundNachrichtenübemitilunS
J Kredir uid Vcrsichcrungsgewerbc
K Cnurdstücks- und Wohnugswesen. Ver

mietung bewcslicher Sachen, ErbriD
gung von {nt§chaft lichcn Die!§tleislun-
gcn, anderweilig nicht Be.annt

N'l Erzi.hung und Untcnicht
N Ccsundhelts-. VclcrinäF und SöTlalucse.
O Erbringung von sonstrgen öffentlichcn urd

l)eßönlichcn Dienstleistungcn

2E12
282 515

315 650

21123t
8 23i

279 836

578

47124
750

12 618

1)1

144]l
535

2941

23

3169
lri9
195

719114
258 931

ti0 63.1

13?97

662156
?46649
115026

l9 6,t4

48 294

10 968

t2979
t 622

7 4{9
I198
2 195

1t01

1175

116

4ll
710

784 E45

4l819
195014

31107
8 099

200t2

6 611

6l12

ll,l.l
t84

l51l

301E57 286 07t t2$7 2 590 559

316E715 2 83011 23044A 47 321 1t229

1) Klassihkation der wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
Queller Nahm, M; Philipp, K.: Strukturdat€n aus dem U.lemehmensregister und Aspekte der Untemch

mensdenmgral;e. wisia, Hefl 9,2005. S.940.

Die Unternehmensstatistiken der Statistischen Amter und das Untemehmensregister bil-
den eine üichtige Basjs für statistische Auswefiüngen im Rahmen der SKM-Messung (fir
die Ermittlung der Mengenkomponente). Das Untemehmensregister wird in der Regel für
Auswertungen aber Dur cine erste Basis scin. die genutzt werden kann, wenn keLne spezt-

fische Fachstatistik vorliegt. So muss beispielsweise auf die Landwirtschalisstatistik zu-
rückgegriffen werden, wenn Informationspflichten gemessen werden so11en, die speziell

die Landwirtschaft betrcffen. Bei Informationspflichten, die im Rahmen der Steuerfestset-

zungsverfahren existieren, werden die verschiedenen amtlichen Steuerstatistiken die Mcn-
gcnkomponente defi nieren.

Beispiel:

Die Agaß[ukturerhebung des Statistischen Bnndesamtes weist 13.563 landwirtschaftli-
che Betriebe des ökologischen Landbaus aus (das sind 3,5 % aller landwirtschaftlichen

Betriebe). Bei informationspflichten, die speziell den ökologischen Landbau beteff€n
(2.B. beim Zertifizierungsvefahren eines ökologisch-landwirtschaftlichen Bet ebes),

muss daher diese Zahl als Grundlage genommen werden.

14
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Zielgn-rppen

Ebenfalls zum Nomadressaten Wirtschaft zu zählen sind Untemehmen mit Sitz im Aus-

land, wenn diese von einer Informationspflicht betroffen sind, die aufdeutschem Bundes-

recht oder auf intemationalen Ürbereinkommen beruht.

Bürger

Alle Informationspflichten, die sich an natituliche Personen richten und nicht die Verwal-

tung oder die Wirtschaft beheffen, sind Informationspflichten des Büryers. Ist eine natür-

liche Person ein Untemehmer, dann sind diejenigen Informationspflichten, die sich an die

Person aufgrund iher Eigenschaft als Untemehmer richten, Infomationspflichten der

Wirtschaft.

. Verwaltung

Als staatliche Stelle (Verwaltung) gelten die mit der Wahmehmung von Verwaltungsauf-

gaben betmuten Verwaltungsträger (rechtsfühige Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts einschließlich Beliehene im Rahmen der ihnen überhagenen

hoheitlichen Kompetenzen). Nach der NACE-Klassifikation, Ausgabe 2003, werden diese

Einleiten dem Abschnitt L zugeordnet. Statistische Angaben sind gegenwärtig zu diesem

Abschnitt im Untemehmensregister dcht enthalten.

. Einbeziehung der Zielgruppen in die Messudg

Wie in Abschnitt 2.1.2 dargestellt, beschränl<t sich die SKM-Messung der bestehenden

Informationspflichten im ersten Schritt auf die Wiltschaft als Zielgruppe und soll erst im

Anschluss daran auf die Bürger und die Verwaltung ausgedehnt werden. Der Umstand,

dass auch die Infomationskosten von Bürgem und Verwaltung gemessen werden sollen,

ist schon im Rahmen der Vorbereitung der SKM-Messung bei der Wirtschaft zu berück-

sichtigen. Um Mehrfacharbeiten zu vermeiden, sollten bei der Gesetzesanalyse zur ldenti-

fikation von Informationspflichten (siehe Abschnitt 5.1) bereits die Infomationspflichten

der Bürger und der Verwaltung mit aufgenonmen werden, auch weffl diese bei der ei-
gentlichen SKM-Messung im ersten Schitt, die ausschließlich beim Normadressat Wirt-
schaft efolgt, nicht bedcksichtigt werden. Nur so kann gewährleistet werden, dass bei der

nachfolgenden Messung der Bürokratiekosten von Bürgem und Verwaltung viele Rechts-

akle nrchl mehrlach analysien uerden müssen.
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3 Berechnungsmodell

Kem des SKM ist ein Berechnungsmodell, dessen Annahmen und Aufbau im folgenden

Abschnitt näher erläutert werden.4

3.1 Annahmen und Voraussetzungen des Modells

3. l. I Betrachtung typischer Verhaltensweisen
zur Erjiillung von Standardaktivitüten

Beim SKM werden die zur Erfüllung einer Infomationspflicht notwendigen Arbeitsschrir
te in so genannte Standardaktivitäten zerlegt. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass zür
Erfijllung der Informatiompflichten sehr ähnliche Arbeitsschritte notwendig sind, die sich
in Kategorien einteilen lassen. Dies giit unabhängig von der konl<reten Ausgestaltung der
Informationspflicht. Die Erfahrungen aus den Niederlanden zeigen, dass eine Informati-
onspflicht in 14 Standardaktivitäten zerlegt werden kaDn (siehe hierzu Tabelle 6, Sei-

te 53)5. Die endgültige Festlegung der Standardaktivitäten ist erst im Zuge der Vorberei-
tung der Zeitmessung notwendig. Dabei wird dje Entwicklung auf EU-Ebene (Methoden-

handbuch dcl EU) berücksichtigt.

Des Weiteren Seht cs beim SKM nicht darum, alle erdenklichen Verhaltensweisen abzu-
decken, sondem um die Betrachtung eines idealtlpischen Abbilcis der tatsächlichen Ver-
haltensweisen. Idealt)?isch bedeutet hierbei, dass die Untemehmen zwar bestrebt sind.

einer,,idealen" Verhaltensweise zu folgen, diese aber in der praxis nicbt erreichen. Aus
diesem Bestreben der Unternehmen bilden sich jedoch spische Verhaltensweisen heraus,

die lür die Analysezwecke des SKM im Mittelpunkt stehen. Im Rahmen von SKM werden

bürokratische Prozesse sowie Verwaltungshandeln und -kosteD standardisieft, indem von

,,normalen" bzw. durchschDittlichen Verhaltensweisen ausgegangen wird. Damit fokus-
siert sich das Modell nicht aufdie Ausnahmen, sondem nimmt das tlpische Verhalten und

Zum Bcrechnungsmod€ll vgl u.a. Nljsen, A.; Vellinga N.: A model ro measure the adninistrative bur-
den of businesses, Zoelemleer 2002. Charite, D. et al. (iniemrtionate Arbeirsgruppe): Das Standard-
Koslenmodell Konzept zur Definition und Quantifizierung des VeNattungsaufwan{lcs tur Untemeh-
men dürch sraatliche Regulierung Siand: Mai 2000; sos,ic Barnes M. el al.: D;e Messung administmtr-
ver Kosten: Handbuch tur das Standard CostModel in croßbnrannicn, September 2005.
Bei der Anwendung des SKM iD D:inemark und Großbritannien wird von t6 unterschiedtichen Standard-
akivitä1en ausgegangen. Vgl. 1ür Dänemark AMVAts (Hrsg.). Mdnual for conducting Slandard Cosr Mo
del neasurements, JLrni 2005, S. 31-32 so§ie für crcßbntannien sowie Bames. M. el al.: Die Messung
rdministratrver Kostcn: Handbuch für das Standärd Cost Model in Croßbritannien, SeptcDrber 2005, S.
56 57.
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die t)?ische Prczessgestaltung in den Blick. Eine solche Betachtung diert der Erzielung

höchstnöglicher Repdsentativität, die notwendig ist, um belastbare Ergebnisse zu gene-

rieren. Werden dagegen extrem ineffiziente oder effiziente Untemehmen betachtet, wer-

den die tatsächlichen Bürokratiekosten über- bzw. unterschätzt.

Aufgabe des SKM ist es deshalb nicht, die tatsächlichen Kosten eines einzelnen Unter-

nehmens zur Erfullung einer Informationspflicht zu ermitteln. Die Anwendung des SKM

vollzieht sich unter der Annahme normal effizienter Befolgung durch die Untemehmen.6

Das heißt aus der Gesetzgeberperspektive werden durchschnittliche Verhaltensweisen zur

Befolgung gesetzlicher Informationspflichten angenomme[. Diese Annahme bezieht sich

auf zwei Aspekte: Erstens dürfen nur die Arbeitsschritte bedcksichtigt werden, die aus

der Gesetzgeberyerspektive zwingend erforderlich und plausibel sind, zweitens wird ein

normal effizienter Zeitaufivand angenommen.

Das durchschnittlich effiziente Untemehmen wird ermittelt, indem eine Reihe §pischer

Untemehmen der Zielgnrppe sowie gegebenenfalls vorhandene exteme Dienstleister für

nach außen vergebene Aufgaben der Untemehme[ und unter Umständen weitere Fachleu-

te befragt werden. Mit den Emittlungen in den Untemehmen soll festgestellt werden, wie

viel Zeit die Untemehmen auf die einzelne Aktivität verwenden, die mit der Erlüllung

einer Infomationspflicht verbunden ist. Anschließend wird eine Prüfung vorgenofiLmen,

um festzustellen, ob die Erg€bnisse widerspruchsfrei sind. Ist dies nicht der Fall, werden

so lange weitere Untemehmen in die Überprüfung einbezogen, bis ein standardisiefier

Zeitaufwand festgelegt werden kann.

Hinweis:

Im Verlauf der Aaalyse der Erfüllung von Informationspflichten stößt man eventuell auf

einige überdurchscluittlich effiziente Vorgehensweisefl von Unternehmen. Auch wenn

diese Untemehmen bei der Festlegung des standardisierten Zeitaufuands nicht berück-

sichtigt werden, ergeben sich daraus für die Ressorts möglicherweise Erkenntnisse zu in

der Praxis bewährten Verfahren, deren breitere Verweüdung gefürdert werden sollte.

Ein Untemehmen, das eine Verwaltungstätigkeit mit normal verhetbarem Aufuand durch-

flihrt, zeichnet sich dadurch aus, dass der Zeitaufuand für die Durchflihrung der Tätigkeit

nicht wesentlich vom Aufwand anderer ähnlicher Untemehmen abweicht. Darauf ba-

sierend kann ein normaler Zeitaufwand ermittelt werden, indem die angegeben Zeiten der

6 Vgl. hierzu Merck (Hrsg.): Bürokatieabbau und Binokatiemessung in der Bundesrepublik Deutschland,
Oktober2005. S.48 {I.
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Untemelnnen miteinander verglichen werden. Zeigt sich zum Beispiel, dass über 80 % der

Untemehmen ungefähr l0 Minuten für eine Verwaltungstätigkeit benötigen, so kam diese

Zeit als Standardaufuand eines nomalen Untemehmens angeno[nnen werdet. Dies gilt
dann unabhängig von den Zeiten der übrigen Untemehmen. Zeichlet sich nach erner ers-

ten Befragungswelle kein Trend zu einem bestimmten Zeitwert ab. so müssen weitere Un-
temehmen befragt werden und zwar solange, bis sich ein stabiler Wert emitteln lässt.

Folgende Abbildung verdeutlicht die beschiebene Vorgehensweise.

Abbildung l: Notwendige Anzshl an befragten Unternehmen

Unternehmensbefragung
u1, IJr,....., u"

U

Zeiten:
Ur, Urz,

Kein Trend gegeben

Festlegung der
Standardzeit

18

Trend gegeben



Annahmen und Voraussetzungen des Modells

Quelle: Charite, D. et al.: Das Standard Kostenmodell, S. 27, Standr Mai 2005, sowie A]WAB (Hßg.),
Manual for conductins Standard Cost Model measuremeds, S. 55.

Bei einer Entscheidung nach Maßgabe der obigen Abbildung müssen bei der Verwal-

tungstätigkeit C weitere Untemehmen betagt werden. Dagegen sind bei den anderen Tä-

tigkeiten klare Trends zu erkennen. Bei der Verwaltungstätigkeit A werden 10 Min. ange-

nommen, bei B 15 Min und bei D 20 Min, wobei lür das Ergebnis bei der Verwaltungstä-

tigkeit D das Hinzuziehen von Experten notwendig ist.

3 . I . 2 Einheitliche Modellanwendung

Verwalturgstätigkeit A

Untemehmen I 10 min

Untemehmen 2 10 min

Untemehmen 3 10 min

Untemehmen 4 10 min

Untemehmen 5 30 min

Verwalnmgstätigkeit C

Untemehmen 1 10 min

Untemehmen 2 20 min

Untemehmen 3 50 min

Untemehmen 4 2 min

Untemehmen 5 5 min

Verwahrngstitigkeil B

Untemehmen I l0 min

Untemehmen 2 20 min

Untemehmen 3 10 min

Untemehmen 4 20 min

Untemehmen 5 15 min

Verwaltungstätigkeit D

Unternehmen 1 10 min

Untemehmen 2 20 min

Untemehmen 3 25 min

Experten 4 20 min

Experten 5 15 min
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Im Handbuch der intemationalen Arbeitsgruppe zum SKM findet sich hierzu das in Tabel-

le 2 wiedergegebene Beispiel.

Tabelle 2: Z,eitmessungen in Untern€hm€n (Beispiele)

Ziel der SKM-Messungen ist die Bereitstellung von umfassenden Ergebnissen über den

Umfang bitokatischer Lasten nicht 11ü bezogen aufEinzelnormen sondem auch flir gan-

ze Gesetzgebungsbereiche. Hierzu ist es erforderlich, dass die verschiedenen bereichsspe-

zifischen SKM-Messungen auf einer einheitlichen Vorgehensweise beruhen. Belastbare

und verwertbare politische Empfehlungen sind nur möglich bei einheitlicher Anwendung

und einheitlichem Vorgehe[ sowie gleicher Interpretation der Messergebnisse. Dies setzt

eine systematische und einheitliche Dokumentation und eine fundierte methodische Basis

voraus. Eine solche Referenzbasis unterstützt in Form von Begriffsdefinitionen das Ver-

ständnis und die Qualität der Mcssungen.



Berechnungsmodell

Das SI(M ist ein pragmatischer Messansatz, aus dem sich fuchtwefte zum Belastungsum-

fang ergeben. Reduzierungsziele können so festgelegt und Schwerpunktbereiche bestimmt
werden. Vor diesem Hintergrund kommt es daßuf an, dass das Modell von den Bundes-

rcssofis einheitlich angewandt wird, damit die ermittelten fuchtwerte aufder gleichen Me-
thodik beruhen.

Im Rahmen dcr Umsetzung des SKM auftretende offene Methodenliagen si11d mit der

Gcschäftsstelle zu kliken, soweit sie keine grundsätzlichen Auswirkungen auf die metho-

dische Ausrichtung haben. Falls weitreichende Methodenänderungen notwendig werden,

sind diese vom Staatsseketärsausschuss Bihokratieabbau zu genehmigen.

3,2 Parameter zur Messung der Informationspflichten

Mit Kosten je Zeiteinheit, Zeitaufwand, ilbennittlungshäufigkeit und Größe/Anzahl der

Zielgruppe sind vier Parameter für den Verwaltungsaufwand zu beachten, auf die im Fol-
genden näher eingegangen wird.

Kosten je Zeiteinheit

Die Kosten, die durch die Ausführung einer Verwaltungstätigkeit cntstehen, setzen sich
zusammen aus Lohlkosten, Gemeinlosten und eventuell anfallenden Anschaffungskosten.

Der Lohnsatz (TarifT) gibt den Preis für die Ausführung einer Vcrwaltungstätigkeit durch
die UntemehmeD und die Verwaltung je Zeiteinheit an. Dabei wird zwischen einem inter-
nen LolnNatz und einem extemen Kostensatz unterschieden. Bci Informationspflichten,

die dcD Bürger betreffen, wird kein Lohnsatz ennittelt, sondern nur der Zeitaufrvand quan-

ttfiziert.

Intemer Lohnsatz:

In der Regel werden die zur Bcfolgung von lnformationspflichten notwendigen Verwal-
tungstätigkeiten vom betroffenen Untemehmen oder der Verwaltung selbst ausgelührt.

Hierdurch entstehen Kosten in Form von Löhnen und Gehältem. Eine Verwaltungstätig-

keit wird dahingehend qualitativ beurteilt, wclches Qualifikationsniveau zur Ausfihrung
der Tätjgkeit erforderlich ist. Das Qualifikationsniveau bestimmt die Höhe der Lohnkos-

ten, die zugmnde gelegt werden. Die Differenzierung nach Qualifikationsniveaus wird
jcdoch bei einfacheren Informationspflichten nicht notwendig scin: insofem kann hier
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Die der Messung zugmnde gelegte Methode ist aber nicht statisch, sondem wird im Zuge

der Bearbeitung und der damit gewonnenen Erkenntnisse weiter entwickelt.



Parameter zur Messung der lnfornationspflichlen

schon allein aus PBktikabilitätsgdnden (finanzieller Aufuand, Zeitaufuand) darauf ver-

zichtet und auf einen Durchschnittswert zurückgegriffen werden.

Welcher Lohrsatz bei einer gesetzlichen Informationspflicht zu$unde gelegt wird, richtet

sich danach, ob es sich um eine branchenspezifische oder branchenübergreifende Informa-

tionspflicht handelt. Bei branchenspezifischen InformatioNpflichten sind die Lohnkosten

der betroffenen Branchen zu berücksichtigen, bei branchenübergeifenden dagegen die

Lohnkosten aller Branchen.

Werden bestimmte Verwaltungsprozesse durch exteme Dienstleistungsanbieter (zum Bei-

spiel Steuerberater, Notare, Rechtsanwälte) ausgelührt, so wird deren extemer Tadf

zugrunde gelegt.

..Sowieso-Kosten":

Eine Reihe der im Zusammenhang mit einer staatlichen Infomationspflicht bereitgestell-

ten Infomationen werden von Unternehmen im Rahmen der nomalen geschäftlichen Tä-

tigkeit ,,sowieso" emittelt; sie sind daher nicht unbedingt als Verwaltungsaufivand zu

betrachten, die aus staatljch vemnlassten Informationspflichten resultieren. Ein Untemeh-

men würde diese Verwaltungstätigkeiten auch ausführen, wenn keine gesetzliche lnforma-

tionspflicht existiert. In der Praxis ist es allerdings schwierig, die Verwaltungstitigkeiten

zu ermitteln, die der Untemehmer,,sowieso" auslühren würde. Sie sind deshalb grundsätz-

lich nicht aus der Messung auszuklammem.

Gemeinkosten:

Die Gemeinkosten umfassen bestiümte Kosten, die den direkten Lohnl<osten eines einzel-

nen Angestellten hinzuzurechlen sind. Im gegebenen Zusammenlung gehören hierzu Fix-

kosten zum Beispiel für Immobilien (Miete oder Abschreibung), Telefon, Heizung, Elekt-

rizität, IT-Ausstattung usw. Die Gemeinkosten werden bei den Berechnungen nach dem

SKM auf Bundesebene nicht bedcksichtigt. lm Fall eines intemationalen Vergleichs

(Benchmarking) ist ein Gemeinkostenaufschlag in jeweils vergleichbarer Höhe vorzu-

nehmen (zum Beispiel bei einem Vergleich mit den Niederlande 25 % und mit Großbri-

tannien 30 oÄ). Hier werden die weiteren Entwicklungen - insbesondere aüf der EU-

Ebene - abzuwafien sein.
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Wenn eine Anschaffung ausschließiich mit dem Zweck erfolgt, das Untemelmen in die

Lage zu versetzen, spezielle Informationspflichten zu erfüllen, kann die Anschaffung in
Höhe des jährlichen Abschreibungssatzes berücksichtigt werden. Der jährliche Abschrei-

bungsbetrag wird dabei mit der Zahl der betoffenen Untemehmen multiplizierl.

Sofem die Anschaffung nicht ausschließlich für die Zwecke der Erfi.iJJung der Infomati-
onspflicht oder der Datenbeschaffung erfolgt, wird sie bei der Messung nicht berücksich-

tigt. Wenn züm Beispiel ein Untemehmen einen lntemetanschluss lür die ErfüJlung einer
digitalen Berichtspflicht benötigt, der Anschluss zugleich abcr auch anderen Kommunika-

tionszwecke[ des Untemehmens dient, erfolgt keine Berücksichtigung.

Zeit

Unter dem Parameter Zeit (Z) ist det Zeitbedarf in Minuten zu. Erlüllung einer In{brmati-
onspflicht zu verstehen, zum Beispiel die Zeit für die Ausflillung eines Antrags.

Fiktives Beispiel:

Die Ausstellung einer Arbeitsbescheilrigung durch ein Uniemehmen dauert im Regelfalt

22 Minuter.

. Übermittlungshäufigkeit/Periodizität

Die Übemittlungshäufigkeit (H) bestimmt, wie oft pro Jahr eine bestimmte Informations-

pflicht erfü]lt werden muss. Sie ergibt sich häufig aus der gesetzlichen Regelung.

Beispiel:

Eine Lohnsteueranmeldung muss von jedem Untemehmen in det Regel zwölfmal inner-

halb eines Jahres vorgenorrnet werden. Die übermittlungshäufigkeit hat somit den

Wert 12.

. Größe der Zielgruppe

Hierunter wird die Anzahl der bctoffenen Unternehmen, Bürger oder Verwaltungseinhei-

tel1 verstanden, die von einer spezifischen Infomtationspflicht betroffen sind. Die Größe

der Zielgruppe kamr einerseits dadurch bestimmt scin, dass der Normadressat gesetzlich

verpflichtet ist periodisch wiederkehrend einer Informationspflicht nachzukommen. In
diesem Fall bestimmt sich die Cröße der Zielgruppe durch die Anzahl derer, die von der

Berechnungsmodell

Anschaffungskosten:
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Formel zur Berechnung des Verwaltungsaufwands.

gesetzlichen Regelung betroffen sind. Andereßeits karm sich die Größe der Zielgruppe

auch nur durch die Anzahl der tatsächlich auftretenden Fälle definieren. Dies ist bei ln-

fomationsveryflichtungen der Fall, denen die wirtschaft, Büryer oder Verwaltung nur bei

bestirnmten Handlungen nachkommen muss.

3.3 Formel zur Berechnung des Verwaltungsaufwandes von Informa-
tionspllichten

Der gesamte verwaltungsaufuand durch bestehende Informationspflichten ergibt sich aus

der Summe der Verwaltungskosten der einzelnen Informationspflichten.

Für die Praxis folgt daraus, dass die Kosten flir jede spezielle Informationspflicht geson-

dert berechnet werden. Anschließend werden die Einzelergebnisse zu eioem Gesamter-

gebnis summiert.

23

Wurden in einem Jalu 300.000 Gewe$eanzeigen vorgenommen, warel von der Informa-

tionspflicht,,Gewerbeanzeige" auch 300.000 Untemehmen behoffen.

(r)

wobei: VA = Verwaltungsaufwand insgesamt durch bestehende Infomations-
pflichten
VKi = Verwaltmgskosten der i-ter Informationspflicht
N = Anzahl der einbezogenel Informationspflichten

lYKt



Berechnungsmodell

Die Kosten einer einzelnen Informationspflicht (VK) werden auf der Grundlage der fol-
genden Fomel gemessen:

VK,=Pr *Qi
Gr)

wobei: P; = Preis ftr die Erfüllung der i-ten Infomationspflicht
Qi =j?ihrliche Häufigkeit der i-ten Infomationspflicht

Die Komponenten Preis und Menge der Berechnungsformel werden durch die in Ab-
schnitt 3.2 beschriebenen Parameter erechnet. Die Ermittlung des preises (pJ einer In-
formationspflicht edolgt durch multiplizieren des Lohnsatzesje Zeiteinheit lür die Durch-
führung der Verwaltungstätigkeit (siehe Parameter Kosten) mit der für die Durchfühmns
einer Verwaltungstätigkeit erforderlichen Zeit (siehe parameter Zeit):

(III)

wobei: T1 = Tarifflir die Durchführung der i-ten Infomationspflicht
Z; - erforderliche Zeit fur die Durchführung der i-ten hformationspflicht

Bei dcr SKM-Messung werden die Zeitcn für bestimmte Standardaktivitäten, die flir die

Durchführung der Informationspflicht notwendig sind, gemessen. Zj ist daher die Summe

der Zeiten der für die Erfüllüng einer Informationspflicht notwendigen Standardaktivitä-

ten-

\-Tix Zi

z': ZZSI (r\,)

wobei: ZSii = Zeit für die Durchlührung derj-ten Standadaktivitit der i-ten In-
formatiorsplicht
M - Anzahl der Standardaktivitiiten

Erfahrungen in den Niederlanden haben gezeigt, dass sich die Erlüllung einer Informati-
onspflicht jn maximal l4 Standard zerlegen lässt (M:14).

Die Standardaktivitäten einer lnformationspflicht können von Bearbeitem mit ünter-
schiedlichen Qualifikationsniveaus durchgcführt werden. Darüber hinaus werden die
Standardaktivitätcn unterschiedlich viel Zeit in Anspruch nehmen, sodass dic Kostensätze

der unterschiedlichen Qualifikationen unterschiedlich stark in den Tarif eingehen. Der
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Formel zur Berecbnung des Verwältungsaufwands

Tarif für die Erfüllung einer Informationspflicht (T) ist daher ein mit der Zeit gewichtetes

a thmetisches Mittel der Tarife der mit der Duchführung betauten Bearbeiter.

Abschließend ein Beispiel für die Ermittlung des Verwaltungsaufwands einer Infomati-
onspflicht (VKi: (T1 * Z) (AN * H)):

25

Die Ermittlung der Menge (QJ ergibt sich aus der Arzahl der von der lnformationspflicht

betroffenen Unternehmen, Bürger oder Verwaltungseinheiten multipliziert mit der jährli-

chen Ürbermittlungshäufi gkeit:

Qi=e.Y*, (vr)

wobei:

Ti - !§ TS,,* zs,,
Zi 7=t

(\)

AN = Anzahl der Normadressaten (Untemehmen, Büryer,
Verwaitung, auf die sich die Informationspflicht bezieht).

H = Übemittlungshäufigkeit (wie oft im JahI wird die definierte
Tätigkeit bei einem Normadressaten durchgefühd).

Beispiel:

Eire administrative Aldivitäl dauert drei Stundeü (21) und der Stundenlohn (T) des Be-

schäftigten im Untemehmen, dfl die Aktivität als einziger durchführt, ist 10,00 €. Der

Preis (Pi beträgt daher 3 x 10,00 = 30,00 €. Wenn die Informationspflicht sich auf
100.000 Unternehmen bezieht (AN), die jeweils zweimal pro labr (H) die Ve.pflichtwg
ausführen müssen, beläuft sich die Menge (QJ auf 200.000 administrative Attivitäten
jährlich. Die Gesamtkosten (VKi) betragen: 200.000 x 30,00 €: 6 Mio. €.



Berechnungsmodell

Folgende Abbildung verdeutlicht die Vorgehensweise von der Auswahl der gesetzlichen

Regelung bis zur Anwendung der beschriebenen Berechnungsformel.

Abbildung 2: Anwendung der Berechnungsform€l

Auswall der gesetzlichen Regelung

ldentifzierung einzelner ldormatiorspflichten

Tarif Zeit Häufigkeit

Kosten pro VerwalaunSstärigkeit Jährliche Verwaltungstätigkeit

Das Berechnungsmodell gilt unabhängig davon, ob die Kosten lür neue oder bestehende

Infomationspfl ichten gemessen werden sollen.

. Besonderheit bei einer Informationspflicht des Bürgers

Prinzipiell gilt, dass falls es sich um eine Informationspflicht des Bürgers handeit, kein
Tarif (TJ errechnet wird, da hier keine si tvollen monetären Größen zugrunde gelegt

werden können. Bei den Bürgem ist daher neben der Häufigkeit (H) der Indikator Zeit (Zi)
die entscheidende Größe.

Die Kosten einer Infomationspflicht werden aus der Multiplikation des Zeitaufwands (2,)
mit der Menge (QJ gebildet. Fomal lassen sich hieraus den Verwaltungsaufwand einer
Informationspflicht darstellen als:

VK=Z*Q;

Die Summe der mit den eiDzelnen Informationspflichten einhergchenden Verwaltungskos-
tcD (VK,) ergibt den Verwa)tungsaufwand der Bürgcr insgesamt. Sofem sich lür die Mes-

E.forderliche Verwaltungsritigkeir

Aruahl

0
ü o

Verwaltungsaufn'and =Preis x Menge
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Dokumentation und Datenbank

sung der Infomationspflichten des Bürgers aufgrund der Entwicklungen auf EU-Ebene

Anpassungsbedarf ergeben sollte, wird dieser berücksichtigt.

4 Dokumentation und Datenbank

Die Dokrunentation und systematische Erfassung der einzelnen Vefaluenschritte ist für

eine efol$eiche Einführung und Umsetzung der Messung nach der SKM-Methodik von

essentieller Bedeutung. Nur so kann Tmnsparenz und Nachvollziehbarkeit der Ergebnisse

für AußeNtehende gew:ihrleistet werden. Dies gilt für alle Phasen der Kostetunessung,

ausgehend von der Erfassung/Analyse der Rechtsgrundlagen und Informationspflichten,

über die Ermittlung der Mengenkomponenten und Zeitaufwandsangaben bis zur Daten-

aufbereitung und Datenauswertung. Erfasst werden müssen nicht nur die für die Kosten-

messung unerlässlichen Merkmale (Gesetze, lnformationspflichten, Mengelgrößen (Ü-

bemittlungshäufigkeit, Größe der Zielgmppe), Zeitaufwand (Stunden, Minuten), Kosten-

größen, usw.), sondem auch Metainfomationen (lnformationen über die Merkmale, z. B.

gesetzliche Fundstell€n, Verweise auf anderc Noimen, Quellenangaben fifu Mengen-/

Zeitparameter, originiher Wert oder geschätzter Wert, usw.)

Zu. systematischen Erfassung der Informationspflichten in den Ressorts stellt das Statisti-

sche Bundesamt eine Eingabemaske zur Verfügung. Diese Eingabemaske gewährleistet

eine struktu erte Dokumentation und die Speicherung der Eingaben der einzelnen Res-

sorts in einer zentralen Datenbanl<. Hierzu wird das lür Onlineerhebungen konzipierte

IDBv-Erfassungssystem der statistischen Amter verwendet, das an die Notwendigkeiten

der SKM-Messung angepasst wird.7 Dieses System emöglicht, dass Informationspflichten

von verschiedenen Stellen und Personen gleichzeitig erfasst und in eine zentrale Daten-

bank überlührt werden. Der Zugriff auf das System erfolgt dezentral über das Internet

GEp/{!^!ldCI !g$!§rlq). Zum Einloggen in das System erhält jeder Bearbeiter eine

Benutzerkemung und ein pe$önliches Passwort. Zusätzliche Soft- oder Hardware, außer

einem lntemetbrowser und einem lntemetzugang, sind nicht notwendig. Insofern ist si-

chergestellt, dass jeder Bearbeiter von seinem Arbeitsplatz aus die notwendigen Schritte

durchführen kann. Die eiDgegebenen Daten werden online an das Statistische Bundesamt

übermiftelt und können dort ulmittelbar weiterverarbeitet werden.

Die jeweiligen Bearbeiter aus den Ressorts werden mit der Vergabe einer Benutzerken-

nung und eines Beflutzerpassworts beim Statistischen Bundesamt registriert und in einer

Registrjerungsdatenbank erfasst. Mit Hilfe dieser Regist erungsdatenbank können die

? IDEV steh. für Intem€t Daten,Erhebüng im Verbund.
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Dokumentation und Datenbank

Meldungen über Informationspflichten automatisch einem Bearbeiter lür eventuelle Rück_

fragen zugeordnet werden. Eine gesonderte Abfrage dieser Angabe in der Eingabemaske
kann daher €ntfallen. Darüber hinaus wird sichergestellt, dass nur berechtigte Benutzer
Meldungen über das Internet versenden können.

Die Bearbeiter haben lür jede Informationspflicht ein Formular auszufi.illen. das aus fol_
genden Unterfomularen besteht:

o Rechtsgrundlagen: hier wird die bearbeitete Rechtsnorm (Gesetz, Verordnung,

Verwaltungsvorschrift ) nfi er spezifi ziert

. Informationspflicht: hier wird vom Bearbeiter ein möglichst sprechender Name

für die zu crfassende Informationspflicht vergeben und deren

genauen rechtlichen Grundlagen beschrieben

o Beschreibung: dient der genaueren inha lichen Beschreibung der lnforma_

tionspflicht

. Umfang: dient der Abschätzung, wie oft die lnfomationspflicht von
den Nomadressaten insgesamt jährlich erfüllt werden muss.

. Datenanfo.derungen: dient der Beschreibung, welche Date lnfomationen der

Normadressat dem Informationsempfdnger übe.mitteln

muss.

Nachfolgerdes Beispiel zeigt beispielhaft den Aufbau des Unterformulars ,,Umfang...

Die Unterformulare ,,lnformationspflicht,., ,,Rechtsgrundlagen', und ,,Beschreibung.. ent_

halten allesamt so genannte ,,Mussfelder',, d.h. diese Merkmale müssen voIr den Bearbei_
tern ausgefüllt werden, da ohle diese Angaben die Kostenmessung nicht sinnvoll durchge-
führt werden kann. Die restlichen Unterformulare enthalten ausschließlich optionale Fel-
der, die nur ausgefüllt werden sollen, wenn den Bearbeitem über die abgefragten punkte

gesichefie lnfonnationen vorliegen. Das heißt natüriich nicht, dass diese,,Karu1-Ielder,.
lür die Informationskostenermittlung weniger wichti g sind.
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Dokumentation und Datenbank

Abbildung 3r Die IDEV-Erfassungsmaske mit der Registerkarte ,,Umfang"
und der Informationsverpfl ichtung Umsatzsteuervoranmeldung
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Richtet sich eine lnformationspflicht an verschiedene Normadressaten (2.8. an die Bürger

ard die Wirtschaft), dann sind diese als getrennte Informationspflichten aufzufassen und

entsprechend zwei Formulare auszufüllen. Das kann aber ohne großen Arbeitsaufuand

über die Funktion ,,Kopieren von Formularen" über das Erfassungssystem duchgeführt

werden. Eine getrennte Erfassung dieser lnformationspflichten ist notwendig, da Informa-

tionspflichten, die sich an die Wirtschaft richten monetär anders bewertet werden als In-

formationspflichten, die sich an Bürger wenden.

Eine konkrete Arbeitsanleitung über die Erfassungsmaske einschließlich der enthaltenen

Abfragepunkte wird den Ressorts gesondert zur Verfiigung gestellt. Im Anhang I dieses

Handbuchs befindet sich eil1e Übersichtstabelle über die zu erfassenden Merkmalen.
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Kostenmessung bestehender lnformationspflichten

Neben den von den einzelnen Ressorts in die Datenbank einzupflegenden Merkmalen zu

den Informationspflichten werden in der SKM-Datenbank auch die in den nachgelagerten

Schritten im Rahmen der eigentlichen Messung zu erhebenden Informationen (Mengenan-

gaben, Zeitwerte, Lohntosten, usw.) in die Datenbanl ejngepflegt. Dadbor hinaus wird
die zentale Datenbank auch die berechneten Standardkostenje Infomationspfl jcht i.nthal-
ten. Die Inlbrmationen aus der Datenbank stehen dem Normenl<ontrollrat sowie den

Bundessrcssorts lür ihre Zuständigk€itsberejche zur Verfügung.

Kostenmessung und Reduzierung bestehender Informati-
onspfl ichten auf Grundlage des Standardkosten-Modells

5.1 Identifi kation bestehender Informationspllichten

Für einen gesteuerten Abbauprozess bestehender Informationskoste[ ist die umfassende

Identifikation und Kategorisierung aller bestehenden lnfomationspflichten durch das für
die jeweilige Einzelnom (Gesetz, Verordnung, Verwaltungsvorschift) zuständige Bun-
desministe um zwingend erforderlich.

Da die umfassende Identifikation bestehender lnformationspflichtcn die Basis für die an-

schließende Ermittlung der damit einher gehenden Kosten lür Wiflschaft, Bürger und

Verwaltung ist, muss hierbei größte Sorgfalt aufgebracht werden. Nur eine voilständige
uIrd fehlerfreie Auflistung sowie Kategorisierung der bestehenden Infomationspflichten
gewä.hrleistet, dass die Ergebnisse der SKM-Messung die Belastungsrealität durch Infor-
mationspflichten realistisch widerspiegelt. Fehler in diesem ersten VerfahrcnssctD-itt ftih-
ren zwangsläufig zu einer verzerrten Wiedergabe der tatsächlichen Kosten. Als Hilfsmittel
dient den Ressorts die in Kapitel 4 beschriebene Eingabemaske. Diese hilft nicht nur bei

dcr Eingabe der Daten, sondcm erleichtert dcl GeschäIisstelle und dem StatistischeD Bun-
desamt auch die Auswefiung der (Gesamt-)Daten. Soweit im Einzelnen Unklarheiten be-

stehen, werden diese gemeinsam mit der Gcschäftsstelle im Bundeskaiz leramt beseitigt.

5. l. I Kategorisierung der Rechtsakte

ln einem ersten Arbeitsschritt müssen die Rechtsakte nach den Cesetzgebungsebenen

klassifiziert werden, die Gegenstand der SKM-Messung sein können:

. Kategorie D: Diese Kategorie umfasst lnfomationspflichten, die ausschließlich

auf bundesrechtliche Vorschriften zurückgehen. Soweit eine durch
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Ideirtifi kation bestehender lnformationspfl ichten

Kategorie l:

Kategorie ID

den Bundesgesetzgeber verursachte Infomationspflicht ihre Belas-

tungen erst durch das Zusammenspiel verschiedener Normen (Bun-

desgesetz = Rechtsverordnung = Verwaltungsvorschdft) entfaltet,

ist diese so genannte Regulierungskaskade zu dokumentieren. Dies

gilt auch dann, wenn die vom Bundesgesetzgeber verursachte In-

formationspflicht durch landesrechtliche und/oder kommunale Re-

gelungen weiter konkretisiert wird.

Infomationspflichten, die ausschließlich und vollständig auf EU-

Recht (EU-Verordungen, Eu-Richtlinien) oder intemationalen Re-

gelungen ben.rhen, d.h. 1:l in nationales Recht überführt werden

bzw. wurden oder unmittelbar gelten. Diese werden zwar kategori-

siert aber bis auf weiteres nicht in die Messu[g mit einbezogen; es

wird die weitere Entwickluüg aufEU-Ebene abgewartet.

Diese Kategorie umfasst Infomationspflichten, die auf intemationa-

les Recht zurückgehen, deren Anforderungen (zum Beispiel hin-

sichtlich Häufigkeit und Inhalt) aber durch den Bundesgesetzgeber

erweitert werden/wurden. Es wird nur der Teil der lnfomations-

pflicht gemessen, der originär auf den Bundesgesetzgeber zurückge-

führt werden kann.

Durch diese Einordnung werden zwei Ziele vefolgt: Zum einen verschafft sie ein ausge-

wogenes Bild der Zusammensetzung der Informationspflichten aus dem Geschäftsbereich

eines Ministeriums; sie bildet das Potenzial für eine kurzfiistige Vereinfachung der gesetz-

lich auferlegten Infomationskosten ab. Ein Ministerium, welches im Wesentlichen fur

nationale Gesetzgebung zuständig ist, hat bessere Vomussetzungen, die administrativen

Kosten kurzfristig zu verringem, als ein Ministerium, das hauptsächlich lür Rechtsvor-

schriffen zuständig ist, die inhaltlich vom intemationalen Recht vorgegeben werden.

Die Einordnung in Kategorien dient zum anderen auch einem langfristigen Zweck: Wenn

substantielle und ins Gewicht fallende Kosten in Verbindung mit EU-Recht identifiziert

werden, wobei das EU-Recht selbst die Einzelheiten der lnformationsverpflichtungen ab-

schließend regelt, kann die Analyse einen bedeutenden Beitrag zur Vereinfachung dieser

EU-Vorschrift liefern.

Auf Basis der in Kapitel 2 vorgegebenen Definitionen (lnformationspflicht, Untersu-

chungsgegenstand) werden im ersten Schritt

+ Bundesgesetze,
4 Rechtsvercrdnungenund
+ Eu-Verordnungen

31



Kostenmessung bestehcnder Informationspflichten

auf bestehende Informatjonspflichteü unteßucht. Verwaltungsvorschriften sind einzube-

ziehen, wem diese offensichtljch hohe Bürokatiekosten verursachen.

Ziel des ersten Schritts ist es, dic Rechtsakte zu identifizieren. die aus rechtlicher Sicht
messrelevant sind (Bundesgesetze, Rechtsverordnungen, kostenintensive Verwaltungsvor-

schriften) und mit denen Infomationspflichten verbunden sind. Rechtsakte. in dencn kei-
ne Infomationspflichten enthalten sind, sind nicht Gegenstand der SKM-Messung. Aus
Gründen der Vollzähligkeitskontrolle ist es jedoch wichtig, dass auch diese Rechtsakre

dokumentiert werden. Nur so kaün überp.üft werden, inwieweit sämtliche Rechtsakte in
die Analyse einbezogen wurden.

Des Weiteren werden alle Informationspflichtcn gekennzeichnet, die weniger als zwei
Jake in Kraft sind. Diese werden erst nach Ablaufdieser Frist einer Messung unterzogen.

5. 1. 2 Kategorisierung der Informqtionspflichten

Nachdem alle Rechtsakte nach Informationspflichten (a/nein) kategorisiert sind, müssen

die Informationspflichten aDhand der Eingabemaske strukturiert erfasst werden. Hierbei
erfolgt zunächst eine Zuordnung der Informationspflicht zu den drei Zielgruppen sorm-
adrcssaten):

W: Wirtschaft

Bi Bürger

V: Verwaltung

Zu dokumentieren ist auch, wer (End)-Adressat der mit der lnfomationspflicht einher

gehenden Daten ist:

Wirtschaft

Bürger

Verwaltung

Hinweisi

Liegt ein mittelbarer InfomatioNtransfer vor, so läuft die übertragung der Information
nicht direh vom Normadressat zum Endadressaten, soldem über einen Dritten. Zu doku-
mentieren ist aber immer der jeweilige NoIm- bzw. Endadressat.

Adressat W

Adressat B:

Adressat V:
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Beispiei:

Die vom Arbeitgeber zu erstellende Einkommensbescheinigung f ür einen Wohngeldantrag

eiles seiner Mitarbeiter wird mit Normadressat W / Endadrcssat V ausgewiesen. Der Ar-
beitgeber händigt diese Bescheinigung zwar seirlem Arbeitnehmer aus, Endadrcssat ist
jedoch die Ven altungseinheit, die über den An&ag des Arbeitnehme.s entscheidet Norm-
adressat ist die Vy'irtschaft, da sie gesetzlich veryflichtet ist, diese Bescheinigung zu erstel-

1en. Für den Arbeitnehmer kann die Bescheinigung Teil der Erfüllung seiner spezifischen

Informationspflicht sein, wenn er zum Beispiel einen Antrag auf eine Föderung stellt. Die
Zeit, die er fiir die Beantragung der Bescheinigung bei seinem Arbeitgeber benötigt, geht

als Teil der Gesamtzeit ein, die er für die Er§illung seiner Informationspflicht aufivendet.

Es lieg€n somit zwei unterschiedliche Informationspflichten vor, die auf einer Norn beru-

hen: Die (mittelbare) Informationspflicht des Aüeitgebers gegenüber der Verwaltung so-

wie die Informationspflicht des Bürgers gegenüber der Verwaltung im Rahmen der Bean-

tragung des Wohnge:des.

Handelt es sich bei der Zielgmppe um die Wirtschaft, ist zu dokumentieren, welche Wirt-
schaftsbereiche von der Informationspflicht betroffen sind. Hiervon hängt wesentlich ab,

wie viele Unternehmen der Informationspflicht nachkomrnen müssen. Die Größe der Ziel-
gnppe ist wie Kapitel 3.2 zeigt ein Parameter (als Bestandteil der Mengenkomponen-

te) zur Emittlung des Verwaltungsaufwands.

Basis für die Kategorisierung der Untemehmen nach Wirtschaftsbereichen ist die in Kapi-
tel 2.2 beschriebene Wirtschaftszweigklassifikation NACE8 auf der Abschnittsebene. An-
zugeben sind alle betroffenen Abschnitte einzeln (A, B, C, D). Falls die Wirtschaft als

Ganzes von der Informationsverpflichtung betroffen ist, ist dies mit ,,a11e.. entsprechend

kemtlich zu machen.

Beispiele:

Wili ein lardwitschaftlicher Betrieb als Ökobetrieb anerkaffrt werden bzw. bleiben, muss

er sich einem Kontrollverfahren unterziehen. Hierlür hat e.Infolmatione1l über Anbauflä-

cher und Anbaumethoden bereitzuhalten. Von dieser Informationspflicht sind nur Utter-
nehmen des NAcE-Abschnitts A bet.offen.

Eine Umsatzsteuervom reldung muss hingegen mit wenigen Ausnahmen jed€s Unter-
n€hmen ab einer bestimmten Mindestgröße abgebcn. Hier sind demnach ,,alle., Untemeh-
men betoffer.

3 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hßg.), Klassifikation der Wirschaftszweige, Ausglbe 200j
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Für die SKM-Messung wichtig sind darüber hinaus Angaben zur Lttrermittlungshäufigkeit.
Diese Fmge ist ebenso wie die Frage nach der Zielguppe - häufig bereits im Gesetz
geregelt und lässt sich daher unter Zuhilfenahme der jeweiligen Rechtsgrundlage beant-

worten.

Beispiele:

Die Pflicht zur Aueige eines V€ßicherungsfalls duch die Untemehmer ist eine lnforma-
tionspflicht, der laut Statistik des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaf-

ten die Untemehmen im Jahr 2004 in knapp I Mi11. Fällen nachkommen mussten. In die-
sem Fall ilteressiert nur, dass Untemehmen aller Sektoren von dieser pflicht betroffen
sein könnten und die Zahl der Meldelälle in Höhe von I Millioa.

Laut Umsatzsteüerstatistik des Statistischen Bundesamtes sind ca. 2,9 Mill. Untemehmen

zur Umsatzsteuervoranmeldung verpflichtet. Bei knapp 1,8 Mill. Untemehmen ist die ü-
bermittlungshäufigkeit laut Umsatzsleuerstatistik 2003 zwölf (da monatliches ürbelmitt-
lungsinten all) und bei knapp 1,1 Mill. Untemehmen vier (da quartalsweise gemeldet wer-
den muss), sodass es z! ca. 26 Mill. Meldefül1en jährlich kommt. Hie.von können Unter-
nehmen aus nahezu allen Branchen betroffel sein.

Die Infomationspfiichtel werdcn nach weiteren Eigenschaften kategorisiert, die zwar
nicht direkt 1ür die Messung notwendig sind, aber wichtig sind um die Herkunft und den

Zweck der Pflicht richtig zu erfassen. Beispiele hierlür sind:

Art der Informationspfl icht

Erfassungsart (Antrag, Bericht usw.)

Sachgebietliche Gliederung des der Infomationspflicht zugrunde liegenden Gesetzes

(vgl. Anhang II)e

q 
Dic sachgebieli;che Giiederung crfolgr nach dem Fundslellen.achweis fir das Bundesrecht mil de,n
Stand von1 31.12.2005, dcr lom Bundesministerium dcr Jusriz herausgegetren wird. Die Fundstcllc *.;rd
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Des Weiteren sind Angaben zur Anzahl der betroffenen Untcmehmen und Anzahl der
Meldefälle pro lahr für die Abschätzung der quantitativen BedeutuDg einer Informations-
pflicht sehr wertvoll. Es ist aber davon auszugehen, dass diese Zahlen in den einzelnen
Ressorts nicht lür jede Informationspflicht unmittelbar vorliegen und auch nicht einfach
ermittelt wcrden können. Falls doch, so ist neben rJen entsprechenden Zahlenangaben auch
die verwendete Quelle im da n vorgesehenen Feld einzugeben. Als potenzielle Informati-
onsquelle kommen amtliche Statistiken, Registereintragungen usw. in Flage.
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Die Gliederung nach Politikbereichen erfolgt wie in den Nied€rlanden auf der Grundlage

der bestehenden Ressortzusländigkeiten (2.B. Wifischaft und Technologie, Arbeit und

Soziales). Nur mit einer korrekten Kategorisierung ist die Zuordnung der Kosten aufPoli-

tikbereiche, Funktionen u.ä möglich und erleichtert hiemit die Erarbeitung gezielter poli-

tischer Handlungsempfehlungen.

Um frühzeitig bestehende Dopplungen und Rationalisierungspotenziale zu erkennen, ist

eine Analyse und Dokumentatioo der auf einer Informationspflicht beruhenden Datenan-

forderungen notwendig. Beispiele flir Datenanforderungen sind:

. Umsatz,

. Beschäftigtenzahl,

. Einkommen,

. Sozialversicherungsbeitäge,

. Arbeitsstunden.

Dieser Schritt ist zunächst nur fi.ir die Informationspflichten der Wirtschaft zwingend.

Gleichwohl dürfte es sich anbieten, auch die Informationspflichten der Bürger und der

Verwaltung entsprechend zu analysieren und zu dokumentieren.

Mit der Analyse soll festgestellt werden, ob mit unterschjedlichen Rechtsvorschriften i-

dentische Informationspflichten bzw. Datenanforderungen verbunden sind. Werm die ad-

ministrativen Kosten aufzwei oder mehreren Rechtsvorschriften beruhen, muss sicherge-

stellt werden, dass sie nur einmal gemessen werden.

Beispiel:

Die Angabe des Umsatzes w d Untemehmen durch verschiedene Rechtsvorschriftel auf-

erlegl So verpflichten die Rechtsvomchriften iber den Jahrcsabschluss, Informationen

zum Umsalz der Cesellschaft anzugebell. Der Umsatz muss zugleich auch aufgruod der

entsprechenden Bestimmungen des Steuerrechts bei Steuercrldärungen uad im Rahmen

des Umsatzsteuervoranmeldungsverfahren mitgeteilt werden. Die Kosten fi.ir die Aufstel-

lung des Umsatzes entstehen nur einmal und werden daher llur einmal gemessen.

zur Id€ntifizierung der Inforrnationspflicht bereits abgefragl. Eine gesoDd€rte Abfrage nach der sachge'
bietlichen Gliederung kann daher entfallen.
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Wie das Beispie] zeigt, ist es möglich, dass sjch die Datenanforderungen von Gesetzen

überschneiden. ln diesem Fall, in dem zwei Rechtsvorsclu-iffen dieselbe Infomation vor_

schreiben, müssen die Kosten lür die Beschaffung der lnfomation entweder einer der bei_

den Rechtsvorschriften zugeordnet oder gleichmäßig zwischen den Rechtsvorschriften

aufgeteilt werden. Hierzu leistet die Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt als Clearing-
ste11e Hilfestellung.

5.1.1 Validierung der Kategorisierung der Rechtsakte, InformationspJlichten
und D at e n anfo rde run ge n

Von zcntraler Bedeutung lür den Erfolg der SKM-Messung ist die Glaubwürdigkeit und
Akzeptanz der Messung nach außen. Um von Anfang an eine hohe Glaubwürdjgkeit und
eine möglichst breite Akzeptanz a) erreichen, ist die frühzeitige Einbindung der von der
lnfomationspflicht Betroffenen in die Analyse notwendig. Daher sollte die erstellte Liste
bestehender lnformationspflichten vom jeweiligen Ressoft mit Verhetem der betroffenen
Bereiche besprochen und aufRichtigkeit und Vollständigkeit überprüft werden.

Bereits in dieser Phase der Anwendung des SKM ist es wichtig, mögliche Verejnfachun-
gen in den Blick zu nehmen (siehe auch Kapitel 6.1 sowie Anhang). Gleiches gilt auch flir
die sich anschließenden Phasen der Messung. Die mit Fachexpefien und der Wirtschaft
durchzulührenden Validierungsschritte sollten genutzt werden, um Entlas_
tungsmöglichkeiten auszuloten. lm Gesamtprozess jdentifiziefie Vereinfachungspotenzia_

le sind entsprechend zu vermerken und zu dokumentieren. Die Idcntifizierung möglicher
Dopplungen von Datenanforderunge[ spielt hierbei eine wichtige Rolle.

Beispiel:

Müssel Untemehmen zu mekeren Statistiken die Zahl der B€schäftigten melden, so han-
delt es sich e1,t1. um eine Dopplung von Datenanforderulgen. Durch eine Beseitigung ei-
ner solchen Doppelung, zum Beispiel durch eine Veränderung der bisherigen Verfahrens-
wege, kaDn eine Entlastung der Wirtschaft erreicht werden, ohne dass darunter der Nutzen
leiden würde. Dient die Zahl der Beschäftigten mehreren Statistiken, so können diese wei-
terhin durchgeführt werden, auch wenn das Untemehmen die Zahl nur noch einmal mel-
det.

Bis hicrher er{b1gt die Analyse der Informationspflichten unabhängig vom Normaclressa-

ten (Wifischaft, Bürger, Verwaltung). Die fblgenden Schritte dagegen konzcntrieren sich
ausschließlich auf Infomationspfl ichten der Wirtschaft als Normadressatcn.

36



Priorisierung bestehender Informationspflichten nach der voraussichtlichen Kostenrelevanz

Eine umfassende SKM-Messung flh die Normadressaten Bürger und Verwaltung ist aus

Kapazitätsgründen erst zu einem späteren ZeiQunkt vorgesehen (vgl. Kapitels.5). Für

diese Messungen bilden die bereits erhobenen Datenjedoch dann eine gxte Crundlage.

5.2 Priorisierung bestehender Informationspflichten nach der voraus-
sichtlichen Kostenrelevanz

Um das eigentliche Ziel - Senkung der Bürokatiekosten -schnellstrnöglich angehen zu

können, sind rasche Ergebnisse aus der SKM-Messung notwendig. Es ist zu erwarten, dass

die einzelnen lnfomationspflichten sehr unterschiedlich zur Gesamtbelastung beitragen.

Hat die Annalme Gültigkeit - und dies legen die Erfahrungen aus den Niederlanden nahe

, dass ein Großteil der Belastung von einem kleinen Teil der Informationspflichten verur-

sacht wird, so kann mit der richtigen Messreihenfolge bereits früh ein hoher Anteil der

Bitokatiekosten ermittelt werden.r0

Abbildung 4: Theoretische relative B€lastungsverteilung auflnlormationspflichten

Prozentualer Belastungsanteil

100 %

80%

00%

r0 Auch im Handbuch Österreichs zum Standardkostenmodell wird eine Priorisierung als erfolgsverspre-
chende Erhebungsstntegie empfohlen. Vgl. Östeneichisches Finanzministeriurn (Hßg.): Handbüch Stän-
dardkostennrodel Ö$eneich, Wien, Seite 32 und 55.
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20 % Prozentualer Anteil an
lnformationspflichten

Abbildung 4 verdeutlicht diesen Zusammenhang unter der Annahme, dass 20 7o der In-

formationspfl ichten 80 % der Bürokratielasten verursachen.
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Das Institut für Mittelstandsforschung, Bonn hat in einer Studie insgesamt 20 lnformati-
onspflichten aus unterschiedlichen Bereichen analysiert und deren Kosten berechnet.

Abbildung 5 gibt für dieses Beispiel die kumulierte relative Belastungsvefteilung an und

zeigt, dass über 90 % der gesamtel Belastung durch die lediglich vier größten Informati-
onspfl ichten verursacht werden.

Auch wenn dieses Ergebnis aufgrund der geringen Anzahl an untersuchten Infomations-
pflichten nicht repräsentativ ist, zeigt es doch, wie unterschiedlich die Belastungswirkun-
gen von Infomrationspflichten sein können und wie wichtig eine zieigerichtete Auswahl
der prioritär in die Messung einzubeziehenden pflichten ist.

Die beiden Abbildungen zeigen, dass belastbare Ergebnisse schnellq präsentiert werden

können, wenn zunächst die lnfomationspflichten mit den voraussichtlich größten Büro-
katiekosten einer SKM-Messung unterzogen werden. Daher ist es notwendig, rlie im ers-

ten Schritt erstellte Liste an Informationspflichten nach ihrer voraussichtlichen Kostenre-

levanz zu überprüfen.

100./q

6

2av"

0%

12 3 4 5 6 7 8 91A1112 t3 14 15 16 17 18 t9 20

lnformalionspflichten

Quelle: Eigene Darslellung aufBasis von IfM (Hßg.): Ermintung bürokratischer Kostenbelasrung r! äus
gewählten Bereichen. Bonn, 2006

Neben dem Komplexitätsgrad sind die Gesamtkosten einer Infomationspflicht entschei-

dend davon abhängig, wie vieie Untcrnehmen betroffen sind und wie o1l die Wirtschafi
der lnfomationspflicht nachkonrmen muss (Mcngentomponente). Beide Größen müssen
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Abbildung 5: Relative Belastungsverteilung bei der lfM-Studie

*'l



Priorisierung bestehender Inlormationspflichten nach der voraussichtlichen Kostenrelevanz

bereits vor der eigentlichen Zeitaufwaldsermittlulg emittelt werden, da diese lnformati-

onen für eine strukturierte, zunächst an den so genarnten Kostenteibem orientierte Mes-

sung ünerlässlich sind.

5. 2. I Festlegung rler Mengenkomponente je lnformationspflicht

Die Mengenkomponente (Q) hängt einerseits davon ab, wie viele Untemehmen von einer

Verpflichtung betroffen sind und andererseits wie oft die Untemehmen der Infomations-

pfl icht jährlich nachkommen müssen (Übemittlungshäufi gkeit). Als Zielgruppen kommen

entweder alle Untemehmen oder nur Untemehmen bestimmter Bmnchen in Frage. Bei der

Übemittlungshäufigkeit müssen zwei Fälle unterschieden werden. Zum einen kann eine

gesetzlich definierte periodisch wiederkehrende Informationspflicht vorliegen. Zum ande-

ren eine, die nur fallbezogen dann auftritt, wenn das Untemehmen sich freiwillrg zu einer

Handlung entscheidet, die mit einer Informationspflicht verbunden ist.

Beispiele:

Die Umsatzsteuervoranmeldung ist ein Beispiel fir eine periodisch wiederkehrende In-

formations!flicht, die bei monatlicher Verpflichtung eine Ütemittlungshäufigkeit von

zwölf aufi eist und bei einer quartalsweisen Verpflichtung die Ürbe.mittlungshäufigkeit

vor vier.

Den Anhag auf eine Baugenehmigung muss ein Untemehmen nur stellen, wenn es sich

fiir den Bau einer Arlage. Beniebssuitle o. ä entschejdel.
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Die Mengenkomponente einer Informationspflicht wird von denjeweilig zust?indigen Res-

sorts in Zusarnmenarbeit mit der Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt und dem Statisti-

schen Bundesamt festgelegt. Liegen hierzu in den Ressorts bereits gesicherte Erkenntnisse

vor, dann wird die Mengenl<omponente auf dieser Basis ermittelt. Können von den Res-

sorts keine gesicherten Angaben und auch keine Schätzungen abgegeben werden, dann

wird diese Ermittlung vom Statistischen Bundesamt vorgenorrmen und mit den zustiindi-

gen Ressorts abgestimmt.

Aufgrund dieser Unterscheidungen lassen sich vier Fälle charakterisiercn:

. Periodische Informationspflicht lür alle Untemehmen

. Periodische Informationspflicht flir einen Teil der Untemehmen

. Fallbezogene lnformationspflicht Iür alle Untemehmen

. Fallbezogene Informationspflicht für einen Teil der Untemehmen
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Bei der periodischen Informationspflicht für alle Unternehmen ist die übermittlungs-
häuligkeit in der Regel aus dem Gesetz zu entnehmen. Des Weiteren gilt es zu prüfen,

inwieu,eit es eventuell Ausnahmen vom Grundsatz gibt, wonach alle Untemehmen der

Wirtschaftsbereiche per Gesetz von der Informationspflicht betroffen sind. So sind etwa

die ldeinstunternehmen von der generellen Umsatzsteuerpflicht ebenso befreit wie einzel-
ne Sektoren. Aufgrund dessen ist die tatsächliche Zahl der von de. Umsatzsteuerpflicht
Betroffenen mit 2,9 Mill. Untemehmen etwas geringer als die offizielle Alzahl der Unter-
nehmen aus dem Untemehmensre gister. Die Anzahl an Untemehmen aus dem Untemeh-
mensregister, bereinigl um Ausnahmeregelungen, ergibt hier die Mengenkomponente der
Informationspflicht.

Bei der periodischcn Informationspflicht für einen Teil der Unternehmen ist wieder-
um die Übermittlungshäufigkeit aus der Gesetzesgrundlage zu entnehmel. Für die Anzahl
der betroffenen U[ternehmen müsscn Statistiken herangezogen und/oder die zuständigen

Stellen befragt werden, welche die lnformationen übemittelt bckommen. Die so emittelte
Fallzahl ist mit der gesetzlich vorgegebenen überminlungshäufiEkeir zu multiplizieren.

Beispiel:

Die Kostenstnrkturerhebung im Vera$eitenden Gewerbe eimchli€ßlich Bergbau und Ge-

winnung von Steinen und Erden betrifft lediglich Untemehmen dieser Sektorcn. Dadber
hinaus existiert bei der Erhebung eine Abschneidegrenze, d. h. es werden nur Untemeh-
men mit mindestens 20 Beschäftigten befragt. Sie wird jäh ich (übermittlungshäufig-

keit: l) durchgeführt. Nach Aussage der Statistischen Amter werder maximal 18 000

Untemehmen befragt; insofem wäre die Zahl 18 000 hier die entsprcchende Mengenkom-
ponente.

Die beiden fallbczogenen Kategorien werden im Wesentlichen gleich behandelt. Da we-
der von einer koßtanten Übemittlungshäufigkeit noch von einer klar abzugrenzendeD

Zielgruppe auszugehen ist, gestaltet sich die Ermittlung der beiden Mcngenparameter in
diesem Falljedoch deutlich schwierigcr und daher auch zeitaufwändiger als bei den perio-
dischen lnformationspflichten. Falls keine fallbezogenen Statistiken vorliegen bzw. bei
den zuständigen Stellen die Häufigkejt der Meldelälle nicht direkt erfragt werden kann,

müssen Schätzungen der Häuligkeiten vorgenommen wcrden.

Die Festlegung der Mengenkomponenten einschließlich dcr Durchführtng von Schätzun-

gen ist zunächst Aufgabe der Bundesressotts. Bei schwierigen Fällen leistet das Statisti-
sche Bundesamt Hilfestcllung. Für die Feinjustierung bci besonders komplexen Infomati-
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onspflichten bietet es sich an, die Mengenergebnisse im Rahmen der Zeitaufuandsemitt-

lung in den Untemehmen zu validieren.

Beispiel:

Das Institut für Mittel§tandsforschung, Bonn hat in seiner Analyse zur Emittlung bürc-

l«atischer Kostenbelashrng in ausgewählten Bereichen die Kosten der Meldung ,,Planung

der Aushihrung €ines Bauvorhabens" geschätzt. Die Mengekomponente koDnte aus keiner

Statistik abgeleitet werden. Ailerdings konnte eine vorsichtige Schätzung auf orundlage

einer empirischen Erheburg im Rahmen der Eu-Bausteilenkampagle vorgenommen wer-

der. Danach ist mit etwa 10.000 Meldungen jährlich zu rechren.

Bei der Studie des IfM hat sich zudem gezeigt, dass die Mengenkomponente für die Rei-

henfolge der Kostenbedeutung von Infomationspflichten deutlich entscheidender als die

Preiskomponente war.

lm Anschluss an die flächendeckende Ermittlung der Mengenkomponenten für die einzel-

nen Informationspflichten karm eine mengenspezifische Rangfolge der Infor-

mationspflichten erstellt werden, d. h. die lnformationspflichten werden absteigend nach

ihrer ,,Mengenbedeutung" aufgelistet (u.a. als Gesamt-, Ressort- und Politikbereichsliste).

5. 2.2 Einteilung der InformationspJlichten nach Komplexitätsgrad

Wie in IGpitel 3 dargestellt ist die Mengenkomponente nur eine der beiden Komponenten,

die die Kosten einer lnfomationspflicht determinieren. Die Prciskomponente als zweite

Komponente - bestehend aus dem Zeitbedaf (Zeitaufwand) multipliziert mit einem Ta-

rif,4-ohnsatz wird endgültig erst nach der eigentlichen SKM-Messung in den Untemeh-

men (Ermittlung des Zeitaufwands) berechnet. Um tatsächlich die bedeutendsten (d. h.

potenziell zeitaufuändigsten) Infomationspflichten als erstes in die Messung einbeziehen

zu können, ist es sinnvoll, die unter 5.2.1 aufgelisteten Informationspflichten zusätzlich

mit einem Faktor zu gewichten, der die Komplexität der Informationspflicht und den da-

mit korrespondierenden Zeitbedarf widerspiegelt.

Zu diesem Zweck wird der gesamte, mit einer Informationspflicht verbundene Tätigkeits-

prozess in eine der drei Kategorien (einfach/mittel,&och) eingestuft. Dabei ist es ausrei-

chend, die Informationspflicht als Ganzes zu betachten und nicht auf einzelne Standard-

aktivitäten eines Standardprozesses heruntezubrechen. Die Systematisierung nach Stan-

dardaktivitäten und Standardprozessen ist erst im Rahmen der eigentlichen SKM-Messung

(Zeitaufwandsermitdung) notwendig.
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Die von den Ressorts vorzunehmende Eioteiluog der Informationspflichtet nach deren

Komplexität ist eine subjektive Einschätzlmg. Als Hilfestellung und um eine möglichst
einheitliche Vorgehensweise zu erreichen, dienen für die Einschätzung folgende Faustre,
geln:

Einfache Komplexitdr: lnfomationspflichten vort einfach$ Komplexität zeichnen sich
durch eine geringe Arzahl von Datenanforderungen aus. Die geforderten Daten sind von
dem Nomadressaten ohne großel Aufuald zu ermitteln, weil er sie evtl. bereits ke.nt
(2.8. Umsatz eines Untemehmens). Die InformatioNpflicht als solche ist dem Normadres-
saten vertraut, da er sie z,B. regelmäßig erfüllen muss. Der Verfalrqtsweg ist sehr stao-

dardisiet.

Mittlere Komplexität: Bei Infomationspflicht€n von mittlerer Komplexität ist eines oder
mehrere der obigen Ikiterien nicht erfülll. D.h. entweder die Anzahl der Datenanforderun-

gen ist hoch (10 oder mehr) oder sie sind nicht aus dem herkömmlichen Geschäftsprozess

ableitbar und/oder der Vetfahrensweg ist nicht standardisiet und,/oder der Normadressat

ist mit der Bestimmung nicht vertmut, da sie einmalig oder zumindest seltell auf iln zu-
trifR.

Hohe Komplexitdt: Eine hohe Komplexität gilt, wenn alle oder fast alle der obiger Krite-
.ien nicht erfül1t sind, d.h. dass eine Vielzahl voIl Datenanforderungen verlangl wird, diese

ungewöhnlich im Geschäftsverkehr sind, sie selten oder einmalig anfallen rmd der Verfah-
rcnsweg nicht standardisiert ist.

Da mit der Einstufung nach Komplexitätsgmden zusammen mit der Festlegung der Men-
genparameter die spätere, sehr ressourcen- und zeitintensive Aufwandsermittlung vor-
strukturiert wird, sind diese Arbeitssch tte von hoher BedeutuDg und erfordem etn aus-

gewogenes und überlegtes Vorgehen. Es bietet sich an, dass dic Ressots aufgrund der

fachlichen Nähe zu den Gesctzedlnformationspflichten eine eigene EiDschätzung abge-

ben. [n nicht eindeutigen Fällen wird das Statistische Bundesamt iD Abstimmung mit der

Gcschäftsstelle im Bundeskanzleramt Experten für eldgültige Komplexitätseinschätzun-

gcn hinzuziehen.

Aus der in Abschnitt 5.2.1 gebildeten unge.w,ichreren Rangfolge und den im folgenden

Kapitel vorgenommenen Komplexitätseinschätzungen wird im nächsten Schritt cine prio-

itätenliste an Informationspflichten erstellt. Diese rcpräsentiert schließlich als Ergebnis

4)
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5. 2. 3 Bildung einer Priori tdtenliste der Informationspflichten



P orisierung bestehender Informationspflichten nach der voraussichtlichen Kostenrelevanz

die Reihenfolge, in der die Infomationspflichten dann einer genauen Zeitaufuandsemitt-

lung unterzogen werden.

Täbell€ 3: Ilnterschi€dlirhe Punkts!st€me

Punksystem

Komplexrlätsgrad

Bemerkügen

niedrig lluftel hoch

I ogarilhmisch 1 10 r00 Hohe Bedeütung der Komplexität

1 2 3 Geringere Bedeutung der Komplexität

l l 1 Entspricht der ursprünglichen Reihe

Cashtabelle l5 100 353
Fakoren entsprechen d€D Eckw€rte der

niederländischen Cashtab€1le

Quelle: eisene Darstellung

Die Faktoren, die sich aus der Komplexitätseinschätzung ergeben, sind bis zu einem ge-

wissen Grad subjektiv beeinflusst. Dies lässt sich letztendlich auch im Rahmen einer will-

kürlichen, zufilligen (ungewichteten) Messreihenfolge nicht vermeiden, da in diesem Fall

subjektiv angenommen wird, dass alle Infomationspflichten die gleiche Zeit in Anspruch

nehmen. Es geht in diesem Stadium aber noch nicht darum, möglichst exakte werte zu

elmitteln. Hiezu dient später die SKM-Messung. Vielmefu ist es Ziel dieses Abschnines,

die Reihenfolge der SKM-Messung so effrzient wie möglich zu gestalten. Effizient bedeu-

tet hierbei, sich möglichst nahe an der Linie in der oben genannten Abbildung 4 zu bewe-

gen. Mit anderen Worten, möglichst diejenigen Informationspflichten als erstes zu mes-

sen, welche die größten Kosten verüsachen. Diese Entscheidung wird immer einen ge-

wissen Subjektivitätsgrad innehaben. Die beschriebene Vorgehensweise ermöglicht aber

eine höhere Treffsicherheit.

Um eine gewichtete Messreihenfolge der lnformationspflichten zu erhalten, werden die

Mengenpammeter mit dem jeweiligen Komplexitätsfaktor multipliziert. Hierzu werden für

die einzelnen Komplexititsausprägungen Punkte vergeben. Um Informationen über die

Stabilität der sich aus der Punktvergabe ergebenden Rangfolge der Informationspflichten

zu erhalten, bietet es sich an, das Punktsystem zu variieren, d. h. auf Basis verschiedener

Punktesysteme verschiedene Messreihenfolgen entsprechend der nachfolgenden Tabelle

zu bilden.

I
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5.3 Auswahl der aufGrundlage des Standardkosten-Modells zu mes-
senden Informationspllichten

Die in Gliederungspunkt 5.2 gebiidete Reihenfolge der kostenträchtigsten Informations-
pflichten ist die Basis für die Entscheidung, welche Informationspflichten als erstes einer
SKM-Messung unterzogen werden. Wie viele Infonnationspflichten in etner ersten

,,Messwelle" einbezogen werden müssen, um belastbare SKM-Ergebnisse zu erhalten und
somit der scluellstmögliche Zeitpunkt für das Vorliegen qualitativ hochwertiger Ergebnis-

se hängt entscheidend

(1)

(2)

(3)

(1)

von der Gesamtzahl der bestehenden Infomationspflichten,

von den zu Verfügung stehenden Kapazitiiten,

von der Schiefe der Kostenveteilung und

der Stabilität der Priorisierung ab.

Die vorhandenen Kapazitäten sind ein zwangsläufiger Engpassfaktor. Je mehr Kapazitäten

zur Verfügung stehen, desto mehr Informationspflichten können gleichzeitig in die Mes-
sung miteinbezogen werden und desto schneller liegen umfassende und belastbare SKM-
Ergebnisse vor.

Die Schiefe und die Stabilität der Kostenrelevanzschätz ung spielen eine mehr inhaltliche
Rolle bei der Auswahl der nach SKM zu messenden Informationspflichten, haben aber
auch unmittelbaren Einfluss darauf, wie viele Informationspflichten gemessen werden

müssen, um qualitativ belastbare Ergebnisse zu erhalten.

Je schie{br die Verteilung ist, d. h. je größer der Anteil einiger weriger, großer Kostentrci-
ber an den lnformationskosten insgesamt ist, desto gcringer ist die Zahl der Infomations-
pflichten, die gemessen wcrden müssen, um inhaltlich belastbare Ergebnisse zu erhalten.

Je stärker die Messung in der ersten Welle aufeinige wenige reduziert werden kann, desto

schneller we.den erste Ergebnisse zur Verfügung stehen.

14



Auswahl der auf Grundlage des Standardkosten-Modells zu messenden Informationspflichten

Tabelle 4r Fiktive Bedeütungsreihe bei uüterschiedlichen Ergebnissen

Relative Belastungsanteile der Informationspflichten j e

Ressorts (in %)

B C D E

I 7A 50 25 t0

2 10 15 t0

3 6 10 t5 l,\ 10

1 4 l0 t) 10

5 2 4 1 l(.) 10

6 2 4 (, 1 1l)

7 2 4 5
,l l0

8 2. 4 5 5 l0

9 1 2 1 5 10

10 1 2 3 4 10

Summe r00 r00 100 100 100

Quelle: eigene Darstellung

Tabelle 4 zeigt beispielhaft den Zusammenhang zwischen Vefieilungsproblematik und

Anzahl der notwendigerweise in einer ersten Runde einzubeziehenden Informationspflich-

ten. Es werden fitu fünf Ressorts (A-E) ihre jeweiligen Informationspflichten nach deren

voraussichtlichen relativen Anteil all den Kosten aufgelistet. Um mindestens 80o/o der zu

erwartenden Kostenlasten zu messen, müssen von den verschiedenen Ressorts eine unter-

schiedliche Anzahl an Informationspflichte[ in die Messung einbezogen werden. Das Res-

sort A erreicht das gewünschte Ergebnis bereits, wem die beiden größten Kostentreiber

(IP I und 2) gemessen werden, das Ressofi E dagegen muss acht Informationspflichten

einbeziehen, wobei die Auswahl in diesem Extremfall beliebig ist. r1

45

Infomations-
pflicht

10

:0 l5

Neben den Kapazitäten und der Verteilungsschiefe hat die Stabilität der Pdorisierung enG

scheidenden Einfluss auf den Zusammenhang zwischen Anzahl der durchzulührenden

Messungen und Belastbarkeit der daraus resultierenden SKM-Ergebnisse. Mit Stabilität ist

in diesem Sinne die Sensibilität der Reihe aufunterschiedliche Punltsysteme gemeint.

rL Bei der bereits zitierten IfM Studie kormten mit der Auswahl der drei gräßten Kostenrreiber bereits über
80 % der gemessenen Gesamtkosten identifiziert werden.



Tabelle 5: Fiktive Bedeutungsreihe bei unterschiedlichen punktsyst€men

Informati-

onspflicht

Rang der Infomationspfl icht bei unterschiedlichen Punktsystemen

logarithmisch linear gleich Cash

I l I I I

2 2 2 2

3 3 3 3

4 1 l0 4

5 5 4 3 5

6 t0 4 '7

,7
1 7 7

8 8 6 8 6

I 9 9 8

10 10 9 6 9

Quelle: ciseneDarsrcllung

In Tabelle 5 sind lür zehn Informationspflichten beispielhaft die Reihenfolgen angegeben,

wie sie sich aus den unterschiedlichen Punktsystemen ergeben könnten. Im Beispiel un-
strittig ist, dass die ersten beiden Infomationspflichten in eine erste Messwelle fallen soll-
ten. Ebenfalls sollte die lnfomationspflicht 3 prioritär gemessen werden. Legt man eine

Gleichverteilung zu$xnde, so liegt diese Infomationspflicht zwar nur auf Rang 5, bei den
gewichteten dagegen jeweils auf Rang 3. Diese Informationspflicht zeichnet sich daher

durch eine höhere Komplexität aus. Das Gegenteil gilt für die Informationspflichten 5 und
10. Diese liegen bei angenommener gleicher Punktvergabe sehr weit vome un<i verlieren,
sobald die Komplexität eine Rolle spielt. Beide sollten in die Messung mit einbezogen

werden. Ebenso die Informationspflicht 4, die sich durch eine höhere Komplexität aus-

zeichnet.

Einc Auswahl auf Basis der beschriebenen Vorgehensweise stelit die effiziente Verwen-
dung der zur Verfiigung stchenden Ressourcen sicher und beschleunigt die Bereitstellung
erster Ergcbnisse. Von dieser Entscheidung hängt der effiziente und erfolgreiche Einsatz

der SKM-Methode als Ganzes ab, daher ist diese Entscheidung von der Geschäftsstelle im
Bundeskanzleramt zusammen mit dem Statistischen Bundesamt nach Rücksprachc mit

46
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Je geringer der Stabilitätsgrad der gewichteten E.gebnisse desto mehr Informationspflich-
ten müssen in der eßten Runde berücksichtigt werden, um der Gefahr zu entgehen, wich-
tige Kostelheiber zu spät zu messen.

2

5

5

6

10

8



Messung d€r Kosten von Informationspflichten

Vertretem aller beteiligt€n Ressorts vorzubereit€n und duch den Staatsseketärsausschuss

Bürokatieabbau zu teffen.

5.4 Messung der Kosten von Informationspflichten

Die unterschiedlichen Messmethoden weisen spezifische Vor- und Nachteile auf, so dass

für unterschiedliche lnfomationspflichten unterschiedliche Methoden zum Einsatz kom-

men,

Ein Telefoninterview hat den Vo eil, schaell und rclativ kostengünstig Ergebüisse zu

produzieren.rl Da die Kosten pro befragtem Untemehmen vergleichsweise gering sind,

können relativ viele Untemehmen mit in die Betrachtung einbezogen werden. Nachteilig

i2 Zu den Messmethoden siehe auch AMVAB (Hßg.), Manual for conductirg Stardard Cost Model meas-
uremenls, Juni 2005, S. 53-54.

rr Zu den Gründen für ein Telefoninteniew md dern Vorgehen bei der Auswahl einer geeigneten Stichpro-
be vgl. Häder, S.: Telefonstichproben, Z[I!,IA, Hov to-Reibe, Nr. 6, 2000.
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5.4.1 Auswahl der Messmethoden

Die Koordinierung der Zeitaufuandsmessung liegt beim Statistischen Bundesamt. Die

Zeitaufuandsmessung in den Untemehmen wird grundsätzlich nicht von den Bundesres-

sorts selbst dwchgefüht. Soweit exteme Dienstleister mit den Messungen beauftragt wer-

den sollen, trifft die Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt in Zusammenarbeit mit dem

Statistischen Bundesamt und nach Rückkopplu[g mit den betroffenen Ressorts auch die

Entscheidung über derel Auswahl. Handlungsmaxime für exteme Bearbeiter ist die in

diesem Handbuch vorgegebene Methodik. Die im Rahmen der Zeitaufwandsermittlung

erzielten Ergebnisse werden mit den zuständigen Ressorts abgestimmt.

Für die Zeitaufuandsmessung stehen unterschiedliche Messmethoden zur Verfügung.

Kor*ret kommen hierlür in Frage:r2

o Telefoninterviews,

. Interviews vor Ort,

. Experteüinterviews,

. Fragebogen,

. Delphi-Befragung (schriftliche Expertenbefragung),

. Stoppuhrmethode.
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könnte allerdings der fehlende direkte Kontakt des Interr'iewers mit der Beliagungsperson

wirken. Das eventuell notwendige Nachstellen von Situationen, um den Aufwand einer

Informationspflicht deutlich zu machen (dies ist das Kemstück der Stoppuhrmethode), ist
nicht möglich. Dieses Nachstellen wird besonders bei lnfomationspflichten mit komple-
xen Abläufen notwendig sein. Telefoninterviews sind aufgrmd ihrer Vor- und Nachteile
dann angezeigt, werur schlelle Ergebnisse notwendig sind, relativ viele Untemebmen be-

fragt werden sollen und die zu messenden Prozesse nicht zu komplex sind.

Das (strukturiete) Interview vor Ort beseitigt das Problem, dass kein direkter Kontakt
zwischen Interviewer und Befragten besteht. Vor Ort kann die plaüsibilität der Antworten
durch derl Inteniewer überprüft werden. Eventuell können Situationen nachgestellt wer-
den. Nachteilig sind die gegenüber der Telefonbefragung höheren Kosten und der größere

Zeitbedarf, was dazu führt, dass weniger Unternehmen befragt werden können. Inter,,iews
vor Ort eignen sich daher vorzugsweise für komplexere Informationspflichten, von denen

nicht alle Unternchmen betroffen sind und daher eine geringere Anzahl von befragten Un-
temehmcn ausreicht.

Das Experteninterview zeichnet sich dadurch aus, dass nicht unbedingt der von der In-
formationspflicht Betroffene selbst befragt wird, sondem ein personenkr.eis ausgewählt

wird, der sich aufgrund seiner beruflichen oder sonstigen Tätigkeit besonders gut mit der

Materie auskeDnt, wie zum Beispiel der Steuerberater bei steuerlichen Informationspflich-
ten oder der Architekt bei Baufragen. Die Expefien stehen dann stellvertretend für eine

ganze Gruppe von Untemehmen. Im Idealfall profitiert man so vom Wissen vieler durch

die Befragung weniger. Dies macht eine Beliagung günstiger und schneller. Experten

können vor allem bei komplexen Fragcstellungen herangezogen werden, da man bei ihncn
von einem höheren Wissen ausgehen kaüI. Experteninterviews eignen sich daher beson-

ders bei komplexen Fragestellungen, von denen relativ viele Unternehmen betroffen sind
(aufgrund ihrer,,Stellvertreterrolle"). Der Einsatz von ExperteDintervicws bietet sich zu-
sätzlich zur Ü'beryrüfung der Plausibilität von Ergebnissen a11, die mit Hilfe eines der an-

deren bescln_iebenen Verfahren gewonnen wurde.

Problematisch bei ExperteninteNiews ist das Finden gecigneter Experten; nicht für alle

Fragestellungen werden solche Experten zur VerlüguDg stehen. Darüber hinaus neigen

viele Experten zu einem gewissen konservativen Vcrhalten, was sich besonders bei Grup-

,18

Gerade die komplexen Fragestellungen, lür die Experten besondcrs geeignet sind, reagie-

ren äußerst sensibei auf Messfehler ul1d sind daher in der Messung besonders problema-

tisch. Expertcninterviews solltcn daher flankjerend zu anderen Messmethoden bei solchen

Fragestellungcn eingesetzt werden, um Messergebnisse abzusichern.
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peninterviews nachteilig auswirken kam. Werden einige Experten in einem gemernsamen

Gespräch interviewt, kann die Neigung einen schrellen Konsens über eine eigentlich strit-

tige Frage zu erzielen, zu vorsichtigen Einschätzungen führen, was die Ergebnisse verzer-

ren könnte. Darüber hinaus ergibt sich bei einer Gruppendiskussion das Problem der Mei-

nungsflihreßchaff einzelner, die hierdurch über Gebühr das Ergebnis der Diskussion be-

einflussen. Um diese Effekte zu verhindem, bietet es sich an, die Experten einzeln zu be-

fiagen, was allerdings teurer und zeitaufuändiger ist.

Fragebogen haben den Vorteil, dass relativ kostengünstig viele Unternehmen befragl

werden können. Nachteilig ist, dass die Rücklaufquoten von solchen Befragungen oft ge-

ring sind. Dies karur dadurch ausgeglichen werden, dass wesentlich mehr Fragebögen ver-

schicLl werden, als Untemehmen tatsächlich befragt werden sollen. Das gößere Problem

liegt da n, dass der Befiagte die an ihn gestellten Fmgeü ohne Unteßtützung beantworten

muss. Entsprechend muss der verwendete Fragebogen klar und einfach gestaltet sein.

Rückfragen sind nicht oder nur sehr begenzt (zum Beispiel über Telefon-Hotline) mög-

lich und das Nachstellen von Situationen überhaupt nicht. Darüber hinaus ist nicht gesi-

chert, dass derjenige im Untemehmen den Fragebogen aus{üllt, der am besten hierfür ge-

eignet wäre. Fragebögen eignen sich aus diesen Gründen nur bei rclativ einfachen Infor-

mationspflichten, denen aber sehr viele Untemehmen nachkommen müssen und es des-

halb sinnvoll erscheint, viele Untemehmen zu beftagen.

Bei der Delphi-Befragung haüdelt es sich um eine schriftliche ExpertenbeAagung. Im

Gegensatz zu einer herkömmlichen Befragung werden die Experten mit den Ergebnissen

der Befragung konfrontiert und erhalten die Gelegenheit, ihre eigenen Einschätzungen

gegebenenfalls zu revidieren. Bei der Delphi-Befragung wird zunächst eine Erhebungs-

runde bei den Experten durchgeführt. Diese wird ausgewertet und die Ergebnisse werden

dann zusammen mit einem Fragebogen der zweiten Runde an die Experten verschickt.

Ziel ist es, über Fragestellungen größtmögliche Einigkeit bei den Experten herzustellen.

Durch die Konfiontation mit den Ergebnissen wird eine Gruppendiskussion simuliert. Es

wird aber verhindert, dass die Meinung der Gruppe durch die eines einzelnen beeinflusst

wird, wie es oft bei ,,nomalen" Gruppendiskussionen der Fall ist. Weiterer Vorteil ist,

dass eine größere Anzahl von Experten angesprochen werden können. Darüber hinaus ist

eine Validierung der bisher erreichten Ergebnisse bei einer Delphi-Befragung systemim-

manent. Die Nachteile einer Fragebogenaktion (Rücklaufquote etc.) treffen allerdings

auch bei der Delphi-Methode zu, wobei die Erfahnng zeigt, dass gerade die Rücklaufquo-

te deutlich höher ist, als bei herkömmlichen Beliagungen.ra Da die Fragestellungen ge-

'a Zur Delphi Methode vgl. Vorgdmter, D. Wübben, D.: Die Delpbi Methode und ihre Eignmg als Pmgno-
seinstnDeDt, in Wirtschaft md S1ätistik, Heft 8,2003, S.763-774.
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genüber normalen schiftlichen Befragugen aufgrund des Experteneinsatzes schwieriger
sein können, eignet sich die DelphlMethode zum Messeinsatz bei Icicht komplexen Fra_

gesteilungen, von denen noch relativ viele Unternehmen betroffen sind.

Die Stoppuhrmethode ist die komplexeste der vorgestellten Messmethoden. Sie wurde
vom Institut lür Mittelsstandsforschung, Bonn in seiner Studie z1ll Emittlung bürokrati_

scher Kostenbelastungen in ausgewählten Bereichen eingesetzt.ls Im Gegensatz zu den

anderen vorgestellten Methoden werden hier nicht subjektive Einschätzungen der proban_

ten abgefragt, sondem eine Informationspflicht wird in einzelne prozessschritte unterteilt.
Es wird danü mittels Stoppuhr der Zeitaufwand für die Erledigung der einzelnen prozess-

schritte gemessen. Das Nachstellen einer Situation ist in diesem Verfahren nicht eine Op_

tion, sondem fester Bestandteil. In keinem anderen Verfahren werden die Zeiten sorgfülti-
ger ermittelt als mit diesem Vefahren. Die Angaben zur Zeitmessung werden objektiviert.
Allerdings spielen auch hier subjektive Elemente eine Rolle. So kann der ,,Versuchsauf-
bau" den Probanden bei der Durchlührung seiner Aktivität beeinflussen, was zu verzenlen
Ergebnissen lühren karn. Weiterhin problematisch sind der extreme Zejtaufwan<l und die
damit verbundenen hohen Kosten. Besonders geeignet erscheint daher das Verfahren fur
hochkomplexe Informationspflichten, die bei einer geringeren Anzahl von Untemehmen
anfaiien. Die Messung findet dann bei einer relativ kleinen Anzahl von Unternehmen statt.

Darüber hinaus eignet sich das Verfahren besonders zur Validierurg von Ergebnissen an-

derer Mcssmethoden, wenn diese unklar bzw. unsicher sind.

Erfahrungen zeigen, dass direkte Gesprächc, sei es mit Experten oder mit den Betroffenen
selbst, mit der Stoppuhr oder mit Hilfe cines shxkturierten Gesprächs, die besten Ergeb-
nisse gene eren.r6 Allerdings wird es aufgrun<l der Vielzahl an Informationspflichten und
der zum Teil hohen Anzahl arl betroffenen Untemehmen notwendig sein, auf die anderen

Befragulgsformen auszuweichen. Um die vorhandenen Mittel optimai zu verwenden,

wird die Entscheidung, wclche Messmethode zum Einsatz kommt, nach dem oben be-

schriebenen Schema getroffen werden.

r5 Zür Sbppuhmlelhode vgi. llM (Hrsg )r Ermiulung bürokratischer Kostenbelastung in ausgewähhen Bc
reichen, Bonn. 2006.

r6 Vgl. Charite, D. et al.: Das Standard-Kostenmodell, S. 25. Stand: Mai 2005
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Abbildung 6 (s.u.) skizziert den Entscheidungsprozess, welche Messmethode in Abhän-
gigkeit von den beiden Kriterien Komplexität und Anzahl der betroffenen Untemehmen
am ehcsten für dic Kostenmessung bei einer Informationspflicht geeignet ist.
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Abbildung 6 Auswahl der Messmethode in Abhängigkeit von der Komplexität und der Atr-
zahl der betroffenetr Utrt€rn€hrnen

Untemehmen

Komplexität der
Infonnarionspflicht

Quelle: Eigene Daßtellung

Um die Belastung bei den Befragten in Grenzen zu halten und die Effizienz der Beliagung

zu erhöhen, sollten mehrere miteinander verwandte lnformationspflichten in einer Mes-

sung bzw. Erhebung bei den Normadressaten gebündelt werden.lT

5.4.2 Messung der Zeit

Die Zeit, die ein Betroffener benötigt, um einer staatlich veranlassten Informationspflicht

nachzukommen, wid nicht im Ganzen abgefragt oder gemessen, sondem der gesamte

Vorgang wird in einzelne standardisierte Teilaktivitäten ,,zerlegt". Gemessen werden daDn

die Zeiten, die lür die Erledigung der jeweiligen Teilaktivitäten bzw. Standardaktivitäten

benötigt werden. Die Summe der Zeiten für die einzelnen Standardaklivitäten ist die Stan-

dardzeit zur Erfüllung der Informationspfl icht.

r? vgl. Östeneichisches Finanzministeriun (Hßg.): Handbuch StandardkosteDmodell Österreich, wien,

Interview

Stoppuhr

Telefon

Experten

Fragebogen

Delphi

Seite 64
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Die Grundlage für die Durchführung von lnterr'iews, Stoppuhruntersuchungen oder ande_

re Emittlungen in den Untemehmen bildet demnach der Standardprozess. Durch die Vor-
gabe von Standardprozessen hat der Interviewer eine klare Richtschnur von den Arbejts_
prozessen, die notwendig sind, um eine gesetzliche Informatjonspflicht idealtwisch befol_
gen zu können. Dieser Aspekt ist lür die Ermittlung standardisie(er Kosten von zentraler
Bedeutung und ist stets zu beachten.

Ziel ist es nicht, neue Standardprozesse zu entwickeln, sondem für die vorgegebenen
Ständardprozesse genaue Zeit- und Tarifparameter zu emitteln. Mit gezielten Fügen wird
deshalb festgestellt, wie viel Zeit ein zuständiger Mitarbeiter für eine im Standardprozess

festgelegte Verwaltungstätigkeit benötigt. Erscheint dem Untersucher das Ergebnis als
unrealistisch, so wird lersucht, dje Gründe hierfür aufzudecken. Neben den Zeitparame_
tem ist es sinnvoll InfomatioDen über das Qualifikationsniveau der Mitarbeiter (2. B. Lei-
tungsebene, Sachbearbeiterebene) einzuholen, die in der Rcgel die staatlich veranlasste

Verwaltungstätigkeit in den Untemehmen durchlühren.l8 ln diesem Zusammenhang müs_

sen auch Angaben über eine eventuelle exteme Bearbeitung (Steuerberater, Architekt,
usw.) der Informationspfl icht ermittelt werden.

Erfahrungen aus den Nicderlanden mit der Anwendung des SKM zeigen, dass sich lnfor_
mationspflichten in der Praxis sehr gut über 14 Standardaktivitäten beschreiben lassen
(siehe Tabelle 6, Seire 53). Dies liegt darin begründet, dass sich die Tätigkeiten zur Erfül_
lung einer Informationspflicht letztendlich schr ähneln und zwar unabhängig von der kon_

kreten Ausgestaltung und der Zielgruppe der lnfonnationspflicht. Was sich dagegen unter-
schejdet ist die benötigte Zeit und das notwendige eualifikationsniveau zur Erfüllung der
Informationspflicht. Diese beiden Punlte müssen dahcr gemessen bzw. abgefragt werden.
In den Niederlanden mündeten dicse ürberlegungen in die Classification System Administ_
rative Activities (CASH), welche mit der Tabelle 6 wiedergegeben wir<1.re

Die ZerleguDg von Aktivitäten in kleile Einzelsch tte emöglicht cine sehr detailliefie
Analyse des Gesamtprozcsses. Darüber hinaus resultieren hieraus erste Hinweise auf die
von den Untemehmen eingesetzten Tecluiken und auf das eualifikationsniveau der ein-
gesetzten Mitarbeiter. Hierdurch können Unterschiede über die einzelnen Verfahrens-
sch tte in den Untemehmen sichtbar gemacht werden.z0

"\El Benel.n-dnr\r'lrLlg.Hdndbu(h^-MessuB\onBLtokrJrr\orren.er.th n.20r,o- CASH st.hr tur Classrficarion » \rem oi {dministrarive .^ctivities, §obei Activities im niederländischen
"Händelingen" bedeutet. Vgl. Nijse Veltinga, A modet to measure rtre adrn] slrative burden ot busi-
nesses. Zoetcrmeer 2002

r0 vgl. IlM (Hßg.): Emrittlung bürokratischer Kostenbelasruns in ausgewähhcn Bereichen, Bonn, 200ö.
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Tabell€ 6: Standardprozesse zur Erfüllung einer Informationspflicht

Nr Allg€meine Standardaktivität

l
Einarbeitung/Routinebiidune im Hinblick auf die

Informationspfllcht
Welch€ Erfahrungen besitzt eine relevante Zielgtuppe rm

Umqanq mit einer InfomaiionsDfllcht?

2 Empfug der Infomalion
welcl"e Rahmenbedrn8-ng bc.rchen lür Jer lnfomdr -

onsh"nsfer von der Behörde zum Untcmehmen?

3 Sammeln erfordedicher Infomationen welche Informationei sind im Untemehnen verfüsbar:
Einschätzun8 der e.forderlichen lnformationen

und Daten
Sjnd die Infomatione. zur Erlüllung der Inionnalions-

pfllchi ausreichendl
5 Auslüllen oder Einaabe der erf,orderlichen Dalen wie werden die Daten einseseben (Hand/automatisjen)?

6
Duchführog von Berechnungen u.dioder Schät-

zuSen

Welche Berechnungen. Besenungen. Zählungen oder
Schätzungen müsen vom Untemehmen geüitigt weF

den?

1 Ausdrucker/Protokollieren der Ersebnisse Wie sinddic gcvonnenen Daten aufzubereiten?

8
Kontrolle ud nöBliche Konektu von Ergebnis- Wie hoch isr der Aufwand für Konholl- und Koftktur-

maßnahmenl

9 Eiüolen von Infomationen bei Dritten
Sind beslimmtc Anschallungen oder exteme Infomati'

onsbeschaffuneen zwineend notwendis?

l0
Benötigtdcr Untemehmer zusätzlichen Rai Dritler zur

Befolsuns der lnfornalionspfl icht?

11 Erklärungen, Erläuterungen
Müssen neben dm fest vor8eschriebencn Fomularen
,och weitere zusätzliche Erklärungen vorgenonmen

werden?

12
Welchc Schritte werden für zwingend notwendige Auf'

träse än Dritte eetätisfl

ll Senden der Infomationen
welche Rahmenbedingung beslehen fnr den Infomaii-

onstransfcr vom Unremehnen zur Behörde?

l4 Archivicnmp von Infömaionen
Welche Anforderungen werden an den weiieren Umgang

mit Daten im Untemehmcn gcstelltl

Quelle: Nijsen/vellinga. A mod€l to measure the administrative burden of businesses. Zoetermeer 2002

sowie Bertelsmann Stiftung (flrsg.): Handbuch zur Messung von Bürokatiekostell erscheint 2006.

Anzumerken ist, dass zur Erfüllung spezifischer Infomationspflichten nicht immer alle

I 4 Standardaktivitäten anfallen.

lm Vofeld der eigentlichen Messung in Deutschland ist zu prüfen, inwieweit diese Stan-

dardprozesse und die damit verbundenen Standardaktivit iten lür die deutsche SKM-

Messung auf Bundesebene übemommen werden soll.

Nachdem die Informationspflichten über die Standardaktivitäten konkretisiert wurden, ist

entweder ein entsprechender Gesprächsleitfaden für die mündliche Beftagungsform, ein

Fragebogen für schriftliche Befragungen oder ein Zeitaufnahmebogen für die Stoppuhr-

methode zu entwickeln. Es muss nochmals betont werden, dass im Rahmel1 der Messung

bzw. der Abfrage des Zeitbedarfs auch nach dem Qualifikationsniveau der mit der Aufga-

be betrauten Percon gefragt wird.

Falls die Messung über eine Expertenbefragung (schriftlich oder mündlich) durchgeflihrt

wird, müssen an dieser Stelle geeignete Experten ausgewählt und kontaktiert werden. Sol-

len dagegen Untemehmen direkt befragt werden, so müssen diese ebenfalls ausgewählt

werden. Dabei ist zu beachten, dass für den Fall, dass gruppenspezifische Ergebnisse fach-
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Kostcnmessung bestehender Infonnationspflichten

lich von Bedeutung sind (2. B. Ergebnisse differenziert nach Untemehmensgrößen oder
nach Wirtschaftszweigen), lür jede Gruppe eine ausreichend große Anzahl an Untemeh_
men ausgewählt wird. Andemfalls besteht die Gefahr, dass die gewünschten Auswerhrn-
gen überhaupt nicht durchführbar sein werden oder nur zu gering belastbaren Ergebnissen
führen.

Um die Belastungen der Untemehmen durch die SKM-Zeihnessung so gering \^ie mög-
lich zu halten, sollte daraufgeachtet werden, dass die Untemehmen rotiercnd zur Messung
herangezogen werden und dass ähnliche Informationspflichten gebündelt abgefragt wer_

den. Das gleiche gilt auch lür Expetenbefragungen, bei denen ebenfalls mehtere lntorma-
tionspflichten in einer Befragung abgehandelt werden sollten.

5.4.3 Verdichtung zu einem Gesamtergebnis

Mit den Angaben aus der Zeitmessung, des Tarifs und einschließlich der in Abschnitt
5.2.1 beschriebenen Ergebnisse zur Metgenkomponente liegen alle Angaben über die
Kostenparameter vor. Im Folgenden wird beschrieben, wie aus diesen Einzelangaben ein
Gesamtergebnis emittelt wird. Hierbei muss zunächst dic preiskomponente je Informati_
onspflicht aus den Messergebnissen berechnet werden (siehe hierzu Abschnitt 5.4.3.1).
Anschließend erfolgt mit Hilfe der untcr 5.2.1 crmittelten Mengenkomponenten je Infor_
mationspflicht die Abschätzung des Verwaltungsaufwandes je Informationspflicht und des
Verwaltungsaufuandes insgesamt. Für die Durchführung ist das Statistische Bundesamt
zuständig.

5. 4. 3. I Berechnung der Preiskom ponen te

Die im Rahmen der Feldphase ermitteltel Zeitangaben je Standardprozess einer Informa_
tionspflicht werden in del SKM-Datenbank zusammengeführt. Daraus wird dei Zeitauf_
wand lür die Erfüllung einer Infomationspflicht berechnet. Darüber hinaus werden die
Lohnkosten in die Datenbanl( zugespielt. Je nach Infomationspflicht geschieht dies wirt_
schaftsbereichsübergleifcnd-/spezifisch sowje differenzied nach eualifikationsnir eaus.

Als Zeitaufwandsgröße wird in die Datenbanl< eine idealtypisch standardisierte Zeitangabe
ftr die Abarbeitung eines Standardprozesses übernommen. D_ h. es wird die Zeitdaucr für
einen Standardprozess in die Datenbank eingestellt, welche die Unternehmen lür die Er-
lüllung in der Regel benötigen. In Abhängigkeit von der Messmethode wird cine unter_

schiedliche Anzahl an Einzelangaben für einen spezifischen Standardprozess zur Verflü_

gung stchen (ie nachdem wie viele Untemehmcn befragt \r,urden). Bei einer feststehenden

Untergrcnze fur detr Zeitbedarfin Höhe von null Minuten und einer genügenrl großen Zahl

5,1
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an befiagten Untemehmen ist eine Verteilung der Angaben entsprechend der nachfolgen-

den Abbildung zu erwarten.

Abbildung 7: Voraussichtliche Verteilung der Zeitangaben für einen Standardprozess

A.teil der

Median

Standardzeit

Quelle: eigene Darstellung

Als Standardzeit ist diejenige Zeit zu übernehmen, welche die Untemehmen t)?ischerwei-

se benötigen um den Standardprozess durchzuführen. Die dargestellte Verteilungsform ist

dadurch charakterisiert, dass der Modus2r kleiner ist als der Median22 und dieser wieder-

um ist kleiner als das arithmetische Mittel (rechnerischer Durchschnitt). Als tlpischer

Wert in Sinne von SKM - kommen sowohl Modus als auch Median in Frage. Der Mo-

dus bietet sich an, da kein anderer Wert so häufig von Unternehmen erzielt wird wie die-

ser. Der Median dagegen aufgrund seiner zentralen Lage in der Verteilung.2r Das arithme-

tische Miftel hingegen wird durch Extremwerte nach oben verzert, so dass es nicht einem

ry?ischen Untemehmen entspdcht. Es ist daher aus der Betrachtung auszuschließen. Für

den Median spricht gegenüber dem Modus, dass der Modus nicht im jedem Fall eindeutig

zu bestimmen ist (es können zum Beispiel zwei häufigste Werte aufueten), der Median

Mittel

rr Der Modus entspricht dem häufigsten wert. Bei Verteilungen, die m€nr äls ein€n häufigst€n wert auf-
weisen (2.B. bimodale Verteilungen) können auch mehrere Modi angegeben werder

' Der Median istjener Wert, de. eine nach der Gräße geordnete Reihe halbierr. Er entspricht demnach dem
w€rt der Verteilung. der von 50 % der Merkmalsträser (2.B. Untemehmen) unter- und von den andercn
50 % überboten vrrd.

2r Die zentmle Lag€ des M€dian zeigt sich dadurch, dass der Median die Summe der absoluten Entfemungen
eines beliebigen Punkes der Vedeilüng zü sich minimieft.
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dagegen ist immer klar definiert ist. Insgesamt gesehen empfiehlt es sich daher als Stan_

dardzeit die Zeitgröße zu verwenden, die dem Median entspricht.2a

Beispiel:

Im Rahmen der Belastungsunteßuchung der Wirtschaft durch amtliche Siatistiken2s wur-
del für die Statistik über die Investitionen in Umweltschutz im produzierender Gewerbe
vort über 3.000 Untemehmel Angabea über den Zeitbedarf zur Erbringung dieser Aus-
kunftspflicht gemacht. Die Verteilung weist die erwartete log-normale Struktur aul Aller-
dings existieren mit 30 Min. und 60 Min. miüdestens zwei Modalwerte. Der Median liegt
bei 40 Min. und das arithmetische Mittel - das dulch Extremwerte nach oben verzert wird

bei 75 Min. Ein twisches Untemehmen benötigt aufgund dieser Datenlage 40 Min.
(Median) flir die Efüllung der Informationspflicht ,,Meldung zur Statistik über die Inves_

lition in Umweltschutz im Produzierenden Gewerbe,,.

Das beschriebene Vefahren ist für alle gemessenen Standardaktivitäten zu verwenden. so

dass als Ergebnisblatt eine Tabelle ausgehillt werden kann, wie sie beispielhaft in Tabe)_

le 7 dargcstellt ist. Angenommen wird dabei, dass alle l,l Standardaktivitäten wje vorge-
geben zur Messung übemommen wurden. Fürjede Standardaktivität ergibt sich aus dem
Median der in den Ultemelunen gemessenen Zeiten die Standardzeit.

Als Standardzeit für die Erfüllung der gesamten Infomationspflicht ergibt sich als Summe

der einzelnen Standardzeiten aus dem Beispiel 113 Minuten. Wichtig ist in <liesem Zu-
sammenhang zu betonen, dass dieses Ergebnis nicht bei einem Untemehmen direkt elmit_
telt wu.de, sondem den Median aus den gemessenen Werten darstellt. Dics kann zur Folge
haben, dass kein Untemehmcn tatsächlich 113 Min für die Informationspflicht benörigt.
Die Standardzeit ist die Zeit, die ein UnterDehmen benötigt, wenn es allc Standardaktivitä-
ten gemäß den Standardzeiten jc Tätigkejt erfüllt. Weicht das Untemehmen in einer der
14 Kategorien ab, so weicht seine Zeit von der ermittelten Standardzeit ab.

:a Dies entspricht auch der Vorgchensx,eise des Instituts tür Miftetstandsforschung. die zs,ar fir die Zeitan-
gaben sowohl Median als auch adthmeiisches Mittel aüsweisen, fir die Kostenabschätzung aber den Me-
dian verwenden. Vgl. Iltr.,I (Hrsg.): Ermittlung bürokatischer Kostenbelasrung in ausgewählten Berei
chen,Bonn.2006.

'r Vgt. Staglin, n.r u.a.: Die Bedeutung der Bclasrung der Wirlschaft durch amttiche Statistiken. rD: DtW
(Ilrsg ), Polrtikberaiung kompak, Heii Nr. 19. Berlin:, 2006
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Tabelle 7: Ergebnis der M€ssutrg ein€r Informationspflicht (Beispiel)

Allgemeine Standardaktivität
Standardz€it

fMin)
Lohnkosten

(€)

I Einarbeituns im Hinblick auf die lnformationspflicht t0 l3
2 Empfans der Information 2 28

3 Sammeln erforderlicher lnfomationen r9 28
1 Einschätzuns der erforderlichen Informationen und Daten 6 3l
5 Austullen oder Eingabe der erforderlichen Daten 5 28
6 Durchäihrung \,on Berechnungen und/oder Schätamgen 5 61
,1 Ausdflcked?rotokollieren der Ergebnisse 3 3l
8 Kontrolle und mösliche Korrektur von Erg€bnisse 12 l3
9 Finholen von Inf.marionen hei Drirten 20 28

l0 Konsult3tion 10 6l
ll Erklärun,:en. Erläuteruncen 11 33
t2 Ausführ€n von ZahlunssanweisunEen 33
t3 Senden der lnfomätionen I 28

11 Archivierung von lnformationen 2 28
Inforrnationspflicht I 13 34,5

ln der letzten Spalte sind die durchschnittlichen Lohnkosten (Arbeitskosten je Arbeits-

stunde) dieser Beispielsbranche angegeben unter der Annahme, dass zwischen drei Quali-
fizierungsniveaus der Bearbeiter der Informationspflicht in den Untemehmen unterschie-

den wird. Für jede Standardaktivität wird der jeweilige Tarifder mit der Aufgabe betau-

ten Person (im Beispiel 28/33/61bto pro Afueitsstunde) verwendet. Das Qualifizie-
rungsniveau bei der Durchführung einer Standardaktivität ist vom jeweiligen Interviewer

abzufragen, die Tarife werden aus den Statistiken der Statistischen Amter entnornmen

(mögliche Datenquellen: Volkswirtschaftliche G€samtrecbnungen, Arbeitskostenerhebung

bei Untemehmen, Verdienststntkturerhebung). Die dwchschnittlichen Lohnkosten für die

Informationspflicht ergeben sich als gewichtetes arithmetisches Mittel aller Lohnl<osten je

Standardzeit (siehe Formel 5, Kapitel 3.3). Im Beispiel sind dies 34,50 €. Da es sich im

Beispiel wiederum um eine h)?othetische Durchschnittszahl handelt, weicht diese

erstens von den Tarifen der &ei Leistungsgruppen ab und-zweitens-muss dieser

Durchschnittslohn keinem Durchschnittslohn eines konkreten Untemehmens entsprcchen.

Wird bei der Befragung auch eine Angabe zur Untemehmensgröße des jeweils beftagten

U[temehmens erhoben (Beschäftigtenanzahl und/oder Umsatzhöhe), dann kann die be-

schriebene Ergebnistabelle zusätzlich in Abhängigkeit der Untemehmensgröße

(kleir/mittel,4roch) ermittelt werden, um eventuelle Unterschiede in der Belastung heraus-

zuarbeiten. Dies macht vor allem dann Sinn, wenn im Zusammenhang mit einer Informa-

tionspflicht Unterschiede in der Belastung in Abhängigkeit von der Unternehmensgröße

vermutet werden.
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5. 4. 3 - 2 Berechnung des l/erwahungsaufwandes

Der Verwaltungsaufwand für die einmalige Befolgrmg einer Informationspflicht ergibt
sich dL:rch die Multiplikation des durchschnittlichen Stundensatzes mit der Standardzeit.

die flir die Infomationspflicht aufgewandt wird. Im Beispiel wären dies 64,98 €26, die ein

idealt)Tlisches Untemehmen bei der einmaligen Erfüllung dieser Informationspflicht hat.

Um aufden Verwaltungsaufwand der lnformationspflicht insgesamt zu kommel1, muss auf
die Ergebnisse von Abschnitt 5.2.1 zudckgegriffen werden. Wie in diesem Abschnitt dar-

gestellt, ergibt sich die Mengenkomponente entweder aufgrund der Anzahl der Mel<lefdlle

(2.B. Anzahl an Baugenehmigungen) oder durch die Multiplikation der betroffenen Unter-
nehmen mit der gesetzlich verankerten jährlichen übemittlungshäufigkeit (2.B. Umsatz-

steuervoranrneldung, die 1,8 Mill. Untemehmen monatlich, also zwölfmal, abgeben müs-

sen und knapp 1,1 Mill. Untemehmen quartalsweise also viermal.). Resultiert aus der

Mengenanalyse beispielsweise, dass die lnfomationspflicht jährlich 500.000 mal an{ällt.
ergibt dies im Beispiel eiDen Verwaltungsaufivand von insgesamt 32,49 Mill. €.

Für jede gemessene Informationspflicht katu1 über dieses Verfahren ein Wert fijr den

Verwaltungsaufwand ermittelt werden. Die Summe aller Werte ergibt den Verwaltungs-

aufwand der deutschen Wirtschaft insgesamt (siehe auch Formel I, Abschnitt 3.3).

Wurden Daten auch differenziefl nach Größenklassen erhoben, lässt sich auch die Frage

beantworten, inwieweit es Unte.schiede in der InformationskosteDbelastulg aufgrund der

UDtemehmensgröße gibt. Potenzielle Unterschiede können sich dadurch ergeben, dass

Informationspflichtcn aufgrund von Abschneidegrenzen erst ab eincr bestimmten Unter-
nehmensgröße relevant werden. Des Weiteren könnten sich durchschnittlich effiziente
Unternehmen iIr Abhängigkeit von Gdßen]lassen unterscheiden.

Beispiele:

Die Kostenstrukturerhebung im Verarbeitenden Gewerbe wird erst ab 20 Beschäftigten

erhoben. Kleine Untemehmen sind daher von dieser Informationspflicht g:inzlich ausge-

nommen und werdel überhaupt nicht belastet. Der gesamten Verwaltungsaufivand ist ent-

sprechend geringer.

Bei einem Einpersonenuntemehmen wird die lnformationspflicht definitionsgemäß vom

Firmeninhaber oder vorl einer extemen Stelle (2. B. Steuetbemter) efüllt. Beide haben

höhere Kostensätze als ein Mitarbeiter nachgeordneter Ebenen. Der gesamte Verwaltungs-

aufwand fällt daher bei diesen Untemehmen entsprecheld erhöht aus.

rr' lt: l.tin. sind umgereclnct I Std. und 53 Min. Die eine Stunde schlägr mit den angegeben 34,50 € zu
Buchc. während die 53 MiD das tjntemehmcD mit 10.4E € belasten. Dics ersibt in der Summe 64 98 €
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Aufgrund der Angaben, die von den Resso s und dem Statistischen Bundesamt zu jed€r

Infomationspflicht in die Datenbank eingepflegt wurde (vgl. Kapitel 4 sowie Ab-

schnift 5.1), ist es möglich, die Gesamtkosten nach verschiedenen Merkmalen zu analysie-

ren. Ein Ergebnisnachweis gemäß folgender Zuordnungen kann vorgenommen werden:

. nach Ressorts,

. nach dem Wirtschaftszweig de. Untemehmen,

. nachPolitikbereichen.

. nachGesetzbereichen.

. nachGesetzgebungseb€nen,

r nach dem Verpflichtungsgrad (obligatorisch oder optional),

. nach der Notwendigkeit der Informationspflicht.

Besonders die letzten beiden Punkte dienen dazu, Entlastungspotenziale möglichst fäih zu

identifizieren (siehe hierzu Kapitel 6.1).

5.5 Einbeziehung der für Bürger und Verwaltung bestehenden Infor-
mationspfl ichten sowie von Yerwaltungsvorschriften

Die beschriebene Vorgehensweise betrifft zunächst lediglich die auf Gesetzen oder

Rechtsverordnungen begründeten Informationsverpflichtungen der Wifischaft. lm Folgen-

den wird kurz beschrieben, wie mit den Pflichten umgegangen wird, die den Bürger und

der Verwaltung belasten und die aufgrund von Verwaltungsvorschriften definiert sind.

Messung der Pflichten für Bürger und Verwaltung

Bestehende Infomationspflichten der Bürgerinnen und Bürger sowie der Verwaltung

werden grundsätzlich erst in einem zweiten Schritt, d.h. nach Abschluss der Messungen

der Informationspfl ichten der Wirtschaft, gemessen.

Ausgenommen hiervon sind jedoch Informationspflichten der Bürgq oder der Verwal-

tung, bei denen bereits jetzt die Vermutung einer außergewöhnlich hohen Belastung of-

fensichtlich ist. Im Übrigen bleibt es den Ressorts freigestellt, auch weitere lnformations-

pflichten der Bürger oder Verwaltung von Anfang an in den Messprozess einzubeziehen.

Für die Messung der bestehenden lnformationspflichten der Bürger und Verwaltung gel-

ten die gleichen methodischen Vorgaben wie für die Messung der bestehenden lnformati-
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onspflichten der Winschaft. Auch der Verfahrensablauf (prüfohasen und prüfschritte)

unterscheidet sich nicht, einmal abgesehen von dem Sachverhalt, dass lür den Bürger nur
eine Zeitaufwandsgröße ermiftelt wird und keine TEnsformation in monetäre Kosten statt-

findet. Hier gilt, wie an anderer Stelle bereits ausgeführt, lediglich die Zeit als Aufwands-
komponente.

Einbeziehung von Vertraltungsyorschriften

Bestehende Informationspfl ichten auf Basis von Verwaltungsvorschrift en werden grund-

sätzlich erst in einem späteren Schitt, d. h. nicht vor Abschluss der Messungen der durch

Gesetz und Rechtsverordnungen vemrsachten Informationspflichten der Wirtschaft, ge-

messen. Ausgenommen hiervon sind allerdings auch hier Informationspflichten auf Basis

von Verwaltungsvorschriften, bei denen berejts jetzt eine außergewöh] ich hohe Belas_

tung zu vermuten ist. lm Ürbrigen bleibt es den Ressorts freigestellt, auch weitere durch
Vcrwaltungsvorschriften vemrsachte Informationspflichten von Anfang an in den Mess-
prozess einzubeziehen.
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6 Maßnahmen zur Kostenreduzierung

6.1 ErschließungvonEntlastungspotenzialen

Es wurde bereits schon daraüf hingewiesen, dass in jedem SKM-Teilschritt bereits die

Frage nach möglichen Vereinfachungsmaßnahmen mit ins Kalkül zu ziehen ist. Für die

Identifizierung von Vereinfachungsmaßnahmen und für die Offenlegung möglicher Kos-

teneinsparungen ist das Stellen und Beantworten folgender Fragen hilfreich:

Wo treten bei den Adressaten staatlichen Handelns (Wirtschaft, Büger, Verwaltung)

überhaupt administative Lasten auf.)

Welche rechtlichen Vorgaben und adminishativen Handlungen des Staates werden

von den Adressaten als überflüssige Hemrnnisse angesehen bzw. lühren zu Schwieng-

keiten bzw. ,,lrritationen" in dff Umsetzung?

Welches sind die besonders belastenden Bürokatiekosteq die durch das Aufteilen

jeder lnformationspflicht in einzelne Prozessschitte identifiziert werden können?

Zur Festlegung potenzieller Vereinfachungen und Kostemeduktionen sind nicht nur die

Ergebnisse der Messungen nach dem SKM, sondem auch weitere Informationen, die sich

aus den Gesprächen mit Interessengruppen, den betroffenen Adressaten und der staatli-

chen Verwaltung ergeben, einzubeziehen. Eine Checkliste zur Ermittlung von Entlas-

tungspotenzialen findet sich im Anhang.

Zur Reduktion der Bürokatiekosten bieten sich eine Vielzahl von Maßnahmen an. Grund-

sätzlich kömen dje folgenden Vereinfachungsmaßnahmen unterschieden werden:

Nichteinführung bzw. Aufhebung/Abschaffulg von krformationspfl ichten,

Vereinfachung von Informationspflichten durch das Andem bzw. das Verschlanten

einzelner Rechtsakte,

Verbesserurg der Kohärenz zwischen Rechtsalten auch über die Grenzen einzelner

Ressorts hinaus und damit Vermeidung voD Dopplung durch paßllel angeforderte 1n-

formadonetr,
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Vercinfachung von administativen Prozess€n insbesondere durch Rückg ff auf vor-
handene Infomationen in anderen staatlichel Behördel uld die Vereinfachung von
Formularen,

E-Goverunent: Sicherstellung medienbruchfreier prozesse zwischen Behörden und
Adressalen durch lT-Einsalz, insbesondere Sicherstellung der IT-gesti.itzel ürbermitt-

lung von Information durch Adressaten an staatliche Stellen,

Verbesserung der Kornmudkation bei neuen oder bestehenden Regelungen: Sicher-

stellung der Verständlichkeit von Regelungen; begleitende Maßnahmet zur Erklärurg
der Ziele md der Mittel bei der Ein{ührung neuer Regelungen durch die zuständigen

SGllen,

Ermittlung von Vereinfachungspotenzialen bei den von der Regelung betroffercr Ad-
ressaten (insbes. Untemeh$en) bzw. ldertifizierung von Wissensdefiziten über staat-

Iiche Angebote zur Kost€meduktion.

6.2 Erstellung eines Maßnahmepakets zur Erreichung und Kontrolle
des beschlossenen Abbauziels

Auf Basis des vom Bundeskabinett vorgegebenen Abbauziels erarbeitet jedes Ressort be-

zogen auf seinen Zuständigkeitsbereich ein Maßnahmepaket, welches die einzelnen Ver-
einfachungsmaßnalulen zur Zielereichung einschließlich der Zeitpläne zu deren Umset-
zu[g umfasst und leitet es der Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt zu. Die einzelnen

Maßnahmepakete, ebenso das sich daraus ergebende Gesamtpaket sowie die Zeitpläne zur
Umsetzung der Maßnahmen werden anschließend dem Staatssekretärsausschuss Büroka-
tieabbau zur Beschlussfassung vorgelegt.

Die Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt kontrolliefi die Ejdtaltung der vom Staatsekre_

tärsausschuss lür verbindlich erklärten Zielvorgaben. Dies gilt sowohl fiir die inhaltliche
Umsetzung einzelner Maßnahmen als auch für die Einhaltung dcr Zeitpläne. Die Ressorts

meide[ der Geschäftsstelle regelnäßig die im Umsetzungsprozess ereichten Fortsclritte
sowie etwaige Umstiinde, die die Realisierung einzeiner Maßnahmen geführden (,,Früh-

warnung"). Die Koordinatorin flir Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung und der

Staatsseketärsausschuss werden umgehend unterichtet, wenn sich bedeutsame Zielab-
weichungen abzcichnen. Erfolgt ein Abbau von auf lnfomtationspflichteD beruhenden

Bürokatiekosten durch die Resso(s bevor verbindliche Abbauziele festgelegt werden,

werden diese auf Bitten des jeweiligen Rcssorts auf die spätere Abbauverpflichtung ange-
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rechnet. Dies gilt für alle Rechtsetzungsvorhaben, die nach dem Kabinettbeschluss vom

25. April 2006 in Kraft getreten sind.

Kostenmessung neuer Informationspflichten auf Grund-
lage des Standardkosten-Modells

Aus der in Kapitel 5 beschriebenen Bestandsmessung resultieren die Infomationskosten

der Wirtschaft aufgrund der zu einem bestimmten ZeiQunkt bestehenden Rechtsakte.

Durch die Abschaffung, Üherarbeitung oder Neueinführung von Infomationspflichten

sind diese einmalig umfassend ermittelten lnformationskosten ständigen Veränderungen

unterworfen. Um immer über den Stand und die Entwicklung der Verwaltungslasten adä-

quat Auskunft geben zu können, mr:ss die SKM-Messung in eine Art ,,Regelbetrieb" über-

führt werden.

Dieser Regelbetrieb drückt sich in der Kostenmessung neuer Informationspflichten aus.2'

Hiezu ist auch eine Adaption der Methode des SKM unabdingbar.28 Wesentliche metho-

dische Anpassungen bei neuen lnformationspflichten gegenüber der Bestandsmessung

sind bei der Emittlung des Parameters Zeit vozunehmen. Da in diesem Fall in den Un-

temehmen noch keine Zeitaufirandsangaben verfügbar sind, müssen die Zeitaufwandsan-

gaben aufanderem wege als über tatsächliche Datenerhebungen efolgen.

Im Folgenden wird gezeigt, welche Verfahrenswege sich in diesem Fall anbieten.

7.1 Identifikation neuerlnformationspflichten

Die Identifikation von neuen Informationspflichten erfolgt ebenfalls aufBasis der in Kapi-

tel 2.1 zugunde gelegten Definitionen. Demnach lässt sich eine neue Informationspflicht

folgendermaßen charakterisieren:

. Sie ist staatlich veranlasst (Gesetz, Rechtsverordnung, Verwaltungsvorschrift),

o sie basiert aufeiner abstrakten Regelung,

. die Ütermittlung oder Bereithaltung von Daten oder Informationen erfolS in elektro-

nischer oder schriftlicher Form.

r7 Unter neuen Infonnätionspflichten werden auch di€jenigen gefasst, die noch keine zwei Jahre in Kraft
sind und daherbei der Bestandsmessuns nicht berücksichtigl wurder.

13 Das Erschließen und von E;nspaeotenzialen ünd die anschließende Neubewertun8 der Lasten aus Kapi-
leI6, ist eine weiterer Bestandteil des Regelbetriebs der S(M-Messung.
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Als ,,neue" lnformationspflichten gelten auch Erweiterungen bereits bestehender Informa-
tionspflichten (zum Beispiel Ergänzung um weitere Datenanforderungen, Erhöhung der

Berichtshäuligkeit).

Wie bei den bestehendcn sind auch bei den neuen lnfomationspflichten alle zu erfassen,

unabhängig davon, ob sie sich an die Wirtschaft, den Bürger oder die Verwaltung wenden.

Die Kategorisierung der neuen Infomationspflichten erfolgt analog zur Vorgehensweise

bei den bestehenden Informationspflichten (vgl. Kapitel 5.1).

Die Resso,ts haben die Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt frühzeitig über die geplante

Einführung neuer Identifikationspflichten zu unte.richten und die notwendigen Schritte

/ur Abschär,/ung dcr Kosten einzulerten

7.2 Abschätzung der Kosten neuer Informationspflichten

Um dje zu erwartenden anfallenden Kosten einer neuen Informationspflicht crmitteln zu

können, müssen sowohl die Mengen- als auch die Preiskomponente abgeschätzt werden.

Hierbei soll und muss auf die Erfahrungen aus der Messung bestehender lnformations-
pflichten und aufeventuell vorhandeDes Expertenwissen zurückgegriffen werder.

7. 2. I Abschtitzung der Mengenkomponente

Bei der Abschätzung der Mengenkomponente kö ten wiederum zwei Fälle unterschieden

werden:

1. Eine Infomationspflicht mjt geserzlich festgelegter übemittlungshäufigkeit und

abgegrenzter Zielgruppe (Untemehmen, Bürger oder Verwaltung),

2. eine fallbezogene lnformationspflicht.

Im ersten Fall verläuft die Emittlung der Mengenkon.tponente analog zum Verfahren bei

bestehcnden Informationspflichten, d.h. die Übermifflungshäufigkeit kann aus dem Geset-

zestext enhommen werden und die Anzahl der betroffelen Bürger oder Untemehmen

wird mit Hilfe amtlicher Statistiken erminelt.
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Beispiel:

Es soll eine neue hformationspflicht eingeführt werden. Diese enthäll für Untemehmen

des Baugewerbes mit mindestens I Mill. € Umsatz die Pflicht, j€des zweite Jahr die Kos-

ten für Weiterbildungsmaßnahmen dem zuständigen Ressort zu melden. Laut amtlicher

Statistik fallen rund 30 000 Untemehmen in die Zielgruppe, die iaut Gesetz mit eirer jähr-

lichen Ürbermittlungshäu{igkeit von 0,5 von der Infomationspflicht betroffen sind. Die

abgeschätzte Mengenkomponente betr;igt in diesem Fall 15 000.

Fallbezogene Informationspflichten sind abgeleitete Pflichten. Diese entstehen dadurch,

dass der Betroffene eine Leistung des Staates nachfragt, wobei die Leistung an die Bedin-

gung gekoppelt ist, dass er dem Staat bestimmte Informationen zur Verfligung stellt. Bei

der fallbezogenen Infomationspflicht ist ein Rückgriff auf Statistiken nicht möglich. Es

können zwar Infomationen darüber vorliegen, wie groß der Personen-/Unternehmenskeis

(theoretisch) sein kann, der die L€istung des Staates nachftagt, nicht bekannt ist aber der

Anteil derer, die es letaendlich dann tatsächlich tun. Es muss daher eine Einschätzung

darüber abgegeben werden, wie viele der potenziell betroffenen Untemehmen oder Bürger

von der angebotenen Leistung des Staates Gebmuch machen (Ausschöpfungsquote). Für

diese Prognose muss wenn es möglich ist auf Erfahrungswefie zurückgeg ffen wer-

den, die sich aus bereits bestehenden ähnlich gelagerten Fällen ergeben.

Beispiel:

Die im vorhergehelden Beispiel erwähnte Informationspflicht soll nur gelten, wenn die

betofferen Untemehmen fur ilue Weiterbildungsmaßnahmen eine staatliche Förderung

erhalten wollen. Es wird nun aufgrund von Erfahrungen bei ämlichen Maßnahmen unter-

stellt, dass von solchen Fördermöglichkeiten nur ca. 75 7o (Ausschöpfurgsquote) der Un-

temehmen tatsächlich Gebrauch machen (die restlichen haben ertweder keine weiterbil-

dungsmaßnahmen oder beantragen die Förderung aus anderen Gründen nicht). Ansonsten

gelter die bereits beschriebenen Rahmenbedingrurgen. Daraus würde lolge:r, dass sich die

Mengenlomponente auf 1 1.250 (0,75*15.000) reduzieren würde.

Die zus*indigen Ressorts müssen bei der Anmeldung der neuen Infomationspflicht die

Anzahl der potenziell betroffenen Einheiten und die prognostizierte Ausschöpfungsquote

angeben.
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7.2.2 Abschätzung der Preiskomponente

Der wesentliche Unterschied zwischen einer Messung des Bestandes nach dem SKM und

der Abschätzung der Kosten für neue Informationspfljchten besteht darin. dass bei der
Abschätzung eine gesonderte Messung des mit der Erfüllung der lnformationspflicht ver-

bundenen Zeitaufuands nicht erfolgen kann. Es muss bei neuen Informationspflichten der

voraussichtlich notwendige Zeitwert geschätzt werden.

Die Basis flir diese Schätzung bilden die Ergebnisse der Bestandsmessung. Zunächst muss

untersucht werden, ob im Bestand eine dcr neuen Tnformationspflicht ählliche bereits e_

xistiert und ob für diese eine Abschätzung des Zeitaufwandcs vorliegt. Ist dies nicht der
Fall, muss auf standardisierte Erfahrungswerte oder Experten zurückgegriffen werden.

. Schätzung anhand vergleichbarer bereits existierender
Informationspflichten

Liegen ähnliche Informationspflichten im Bestand bereits vor, dann können die Ergebnis-

se dieser Messung für den Zeitbedarf als Schätzgröße verweldet werden. Bei den Tarifen
muss untersucht werden, inwieweit diese für die neue Informationspflicht ebenfalls Gül_

tigkeit besitzen. Falls dies der Fall ist, kann die Preiskomponente der bestehenden lnfor-
mationspflicht als Schätzweft angenommen werden. Falls nein da zum Beispiel eine

andere Branche von der Neuregelung behoffen jst muss der gültige Tarifaufdie gemes-

senen Zeiten angewendet werden.

Hinweis:

Eine bestehende Informationspflicht kann auf weitere Untemehmen ausgedehnt oder aber

auch beschränkt werden. Dies ist, wie oben erwälnt, als neue Informationspflicht zu be-

handeln. In diesem Sonderfall liegt eine Zeitnessung und evtl. die preiskomponente be-

rcits vor.

Beispiele:

Die erwähnten Weiterbildungsmaßnahmen sollen nur toch für Untemelmen mit einem

Mirdestumsatz von 10 Mill. € gelten. Von der Bestaldsmessung weiß man, dass der preis

für diese lnformationspflicht bei 36,85 € liegt. Dieser Wert karn für die Kostcnberech-

nung übemommen werden.

Die Weiterbildungsmaßnahme soll nicht mek nur lü Untemehmen des Bauhauptgewer-

bes gelten, sondem auch für Untemehmen des Gastgewerbes. Von der Bestandmessung
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Abschätzung der Kosten neuer Inlormationspfl ichten

weiß man, dass diese Informationspflicht einen Zeitbedarf von 67 Min generiert. A1s Tarif

wird für das Gastgewerbe 30 € elmittelt. Die Preiskomponente liegl dann bei 33,50 €

(67160*30-33,s0).

o SchätzungüberstandardisierteErfahrungswerte

Fit die einzelnen Standardaktivitäten einer Infomationspflicht werden sich durch die Be-

standsmessung für den Zeitbedarf Erfahrungswerte herausbilden. Diese Erfahrungswerte

werden in Abhängigkeit von &ei Komplexitätsstufen der Informationspflicht ermittelt und

in einer so genamten CASH-Tabelle tabelliert. Die werte dieser Tabelle dienen als

Schätzwerte für den Zeitbedarfeiner Standardtätigkeit, je nachdem inwieweit die Tätigkeit

als einfach/mittel&omplex beurteilt wird. Die folgende Tabelle gibt die CASH-Tabelle

wieder, wie sie sich aus den Erfahrungen der Niederlande ergibt. Inwieweit sie sich mit

einer deutschen CASH-Tabelle deckt, wird sich erst nach den Erfahrungen der deutschen

Bestandsmessung zeigen.

Tabelle 8: CASH-Tabelle der Niederlanden

Nr.
Allgemeine

Standardaktivität
Allgemeine Fragest€llung einfäch mittel komplex

I

Einarbei-
tung/Routinebildung
im Hinblick aufdie
Informationspflicht

Welche Erfahrungen b€sit eine

relevante Zielgruppe im Umgang mil
einer lnformationspfl icht?

I 10 21

2
Empfang der Informa-
tion

Welche Rahmenbedingungen beste-

hen für den InfomaiioNtransfer von
der Behörde zum Untemehmen?

I 2

l Sanmeln erforderlicher
Inforrnationen

Welche Inforrnalionen sind im Unter-
nehmen verfligbar?

I 6 l9

Einschätzung der er-
forderlichen Inlormati-
onen und Zahlenl Da-

2 6 l5

Ausfüllen oder Eingabe
der erforderlichen
Dat€n

I 5 9

6

Durchlührung von
Berecbnungen oder
Schätzunsen

Welche Berechnung€n, Bewertungen,
Zählungen oder Schätzungen müssen

vom Untemehmen qeiätiel w€rden?

2 5 t2

1
Ausdrucken der Erseb- wie sind die gewormenen Daten

0 l 5

8

Kontrolle und mögliche
Korreknr der Ergeb-

wie hoch ist der Aufr{aDd fin mögli-
che Kontroll- oder Korrekturrnaß- I 12 69

9
Einnolen von lnforma-
tionen Dritter

Sind bestimmte Anschaffungen oder

exteme Informationsbeschaffi rngen

zwingend notwendig?
2 100

6',7

3

Sind die Informadonen zur Befolgung
der Infonnationspflicht ausreichend?

5
W€lche Daren werden mit de, Hand
einsegeben?

20



AIlg€meine Frrgest€llung cinfach mittel kompler

l0
Benötigt der Unlcmehmer zusärzli
chen Rat Dritter zur adäquaten Befol
gung der InfomationsDfl icht?

0 10 l,l

1l
Erklärungen, Erläute-
rungen

Müssen neben den fest lorgeschrie-
benen Formularen noch zusätzliche
Erklärungen vorgenonxnen werden?

5.t

12
Ausfüken von Zah-

Welche Schritle werden firzwjngend
notwendige Aufträge an Dnlte ge1ä,

lrd
I 5

Wclche Rahnenbedingungen besre-
hen lür lnfomationsrransfer vom
Unlernelnren zur Behörd€?

I I 5

tuchivieru,rg von In
Welche Anforderungen weiden an
den weiteren Umgang mit Daten im

Ilt?
I 2 2

Quelle: Nijsen/Ve1l;nga, A moaet to measr.e *e nistratile bu.den ofbusinesses. Zoeremeer 2002 ,,nd
Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Handbuch zur Messuns von Bürokratiekosten (erscheid 2006j.

Um den Zeitbedarf zu schätzen, wird die Infomationspflicht in die Standardaktivitiiten
aufgegliedert. Diese werden dam einer von drei Komplexitiitsstufen (einfach, mittel,
komplex) zugeordnet. Der Tabelle wird derjeweils zugehörige Zeitwert entnommen. Die
Summe der Zeitwerte ergibt die Schätzung für den Zeitbedarfder Informationspflicht. Die
Zuordnung der Standardaktivitäten ist von den Ressorts vorzunehmen. Das Statistische
Bundesamt gibt hierzu entsprechende Hiifestellungen.

Beispiel:

Ftir die neue Informationspflicht, die entsteht, wem ein Untemehmen des Baugewerbes
eine Förderung vor Weiterbildungsmaßnahmen beantragt, ergibt sich folgende Einschär-
zung der einz elnet Ständardaktivitäten:

Nr Allgemeiie Slandardakllvität einfach mitle komplex
1 Elnaöeitung/Roulineblldung im Hinbllck auf die lnfomalionspfl icht 10
2 der lnfomnation 1

3 Sammeln erforderlicher lnfomallonen 6
E] der erforderlichen lnformaUonen und Zahlen/ Dalen 15

5 Ausfüilen oder Eingabe der erforderllchen Dalen 1

6 Durchlührung von Beaechnungen oder Schälzunoen 5
1 Ausdrucken der isse 0
I Kontrolle und Koreklurder isse 1

9 Einholen von lniormallonen Dritiea 2A
10 0
11 E Edäuter! 1

12 Ausführen von 5
13 Senden der iniofinalion 1

14 Archivierung von lnfomalionen 1

Aus der Summe ergibt sich ein geschätzter Zeitbedarf für diese hfomationspflicht von
67 Min. (aufBasis der niederländischen CASH-Tabelle).
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Die sich aus der Abschätzung mit Hilfe der CASH-Tabelle ergebende Zeit wird mit dem

entsprcchenden Tarif multipliziert, um die Preiskomponente zu progflostizieren. Welcher

Tarif bei einer gesetzlichen Infomationspflicht bei Untemehmen zugunde gelegt wird,

richtet sich danach, ob es sich um eine branchenspezifische oder branchenübergreifende

Infomationspflicht handelt. Bei branchenspezifischen Informationspflichten sind die

durchschnittlichen Lohnkosten der beholfenen Branchen zu bedcksichtigen, bei bran-

chenübergreifenden dagegen die durchschnittlichen Lohntosten aller Branchen. Dabei ist

eine Differenzierung nach Qualifikationsniveau möglich. Vom Statistischen Bundesamt

werden die benötigten Tarife aus den amtlichen Statistiken geliefert.

Beispiel:

Für die ErlüUung der Infomationspflicht zum Erhalt einer Förderung der Weiterbil-

dungsmaßnahme sei ein mittleres Qualifikationsniveau eforderlich. Als Tarifhierfür gel-

ten 33 C. Damit ergibt sich der Preis ffu diese Informationspflicht von 33/60*67 = 36,85 €

Handelt es sich um eine Infomationspflicht des Bürgers, wid kein Tarif ermittelt, da

hierzu keine monetären Größen ermittelbar sind. Bei den Bürgem ist der Parameter Zeit

neben der Häufigkeit die alleinig entscheidende Größe. Anders als bei den Unternehmen

und der Verwaltung geht es hier somit nicht um die Reduzierung von (Gesamt-) Kostenbe-

lastungen, sondem insbesondere um die Reduzierung des (Gesamt-) Zeitaufuandes für die

Verwaltungstätigkeit des Bürgers im Zusammenhang mit der Erflillung einer Informati-

onspflicht.

. Expertenschätzung

Experten können zur Validierung der Schätzung, die mit Hilfe vergleichbarer bereits exis-

tierender Informationspflichten oder mit den standardisierten Erfahrungswerten gewonnen

wurden, eingesetzt werden. Durch die Üterprüfung der Ergebnisse durch Expefien ent-

steht ein Methoden-Mix, der die Belastbarkeit und damit die öffentliche Alseptanz der

Schätzergebnisse steigem kann.

Mit Hilfe der Fachleute kann überprüft werden, inwieweit die bei der Schätzung zugmnde

gelegte existierende Informationspflicht tatsächlich mit der neuen Informationspflicht ver-

gleichbar und damit die Übertragung der Messergebnisse gerechtfertigt ist. Ebenso können

sie bewt€ilen, ob die standardisierten Erfabrungswerte den Anforderungen der neuen In-

formationspflicht genügen. Wäre dies nicht der Fall, köruren sie Nachbesserungen in ei-

nem oder mehreren Punl<ten bis hin zur völligen Ablehrung der standardisierten Werte

verlangen. Darüber hinaus si[d Einschätzungen über die Komplexität der einzelnen Star-
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dardaktivititen durch die Experten möglich, die mit den zur Validierung vorgelegten Er-
gebnissen verglichen werden kömen.

Problematisch bei Expefenschätzungen ist die Auswahl geeigneter personen oder lnstitu-
tionen, die als Expeten für ein Thema geeignet sind. Dieses generelle problem von Exper-

tenbeftagungen dürfte in diesem Fall noch stfuker auftreten. da mjt neuen Infbrmations-
pflichten oft,,Nculand" beteten wird. Eine klar zu definierende Gruppe von Expeten ist
daher schwieriger zu finden. Eventuell ist das Thema so neu, dass es noch keine Experten

aufdem Gebiet geben karlrl.

7.2. 3 Abschätzung des Verwaltungsatqfwands

Aufgrund der Arbeiten jn den beiden vorhergehenden Abschnitten liegen alle parameter

des Verwaltungsaufwands in z.T. geschätzter Form vor. Die Mengenl<omponcnte muiti-
pliziert mit der Preiskomponente ergibt den voraussichtlichen zusätzlichen Verwaltungs-
aufwand lür die Normadrcssaten (Untemehmen/Bürger/Verwaltung) aufgfund der neuen

lnformationspflicht.

Beispiele:

Es wird davon ausgegangen, dass es zu 11.250 Meldungen aufgrund der Informations-
pflicht zur Weiterbildungslorderung kor[nt, Eine Meldurg hat den preis von 36,85 €.

Dies ergibt einen Verwaltungsaufward für diese Informationspflicht ill Höhe von
4t4.562,50 e.

10

Besitzt eine Gruppe von Expefien genügend Fachwissen, so kann ilxlen die Abschätzung

der Preiskomponente auch komplett überlassen werden. Dabei können ihnen die beschrie-

benen ,,Hilfsmittel" (Liste der existierenden Informationspflichten, standardisierte Erfah-
rungswerte) zur Verfügung gestellt werden. Eine solche Vorgehensweise hat den Vorteil,
dass die sensible Schätzung der Preiskomponente extern durchgeführt wird, was sich posi-
tiv aufdie öffentliche Akzeptanz der Eryebnisse auswirken dürfte.

Durch die Beschränkung der Informationspflicht aufuntemehmen mit mehr als l0 Mill. €
Umsatz fallen jetzt nur noch 1.500 Unte.nehmen ir die Informationspflicht, die alle zwei
Jahre melden müssen und die Förderung zu 759lo ausschöpfen. Warel es zuvor I1.250



Ausweisung und Messung

Meldungen, so sind jetzt uur noch 560 Meldungel zum gleichen Tarif zu erwarten. Es

entsteht ein Verwaltungsaufivand in Höhe von 20.636 €.2e

Die Ausdehnung der Informationspflicht auf das Gaststättengewerbe fiilrt zu 2.250 ztr-

sätzlichen Meldungen zu einem Tarifvon 33,50 €. Daher entsteht ein zusätzlicher Verwal-

turgsauf\i,and it Höhe von mnd 75.000 €.

7,3 Ausweisung der neuen Informationspflicht

Neue Informationspflichten lür Untemehmen, Bürgq und Verwaltung sind besonders

auszuweisen! d. h. die Informationspflicht (einschließlich der Begdndung ihrer Notwen-

digkeit), die damit voraussichtlich verbundenen Cesamtkosten und der Adressatenkreis

sind in der Kabinettvorlage besonders kenntlich zu machen.

Nach In-Ifuaft-Treten des Gesetzes oder der Rechtsverordnung, welches die lnformations-

pflicht begründet, werden die Daten in die SKM-Datenbank eingestellt. Gruldsätzlich ist

die Informationspflicht nach dem Ablaufeiner Frist von zwei Jahren einer SKM-Messung

zu unterziehen. Die Ergebnisse der Kostenschätzung werden gegebenenfalls durch diese

Messung korrigiert und die Datenbank entsprechend aktualisiert.

8 Prüfung von Informationspflichten im europäischen Recht

8.1 Ausweisung und Messung der Informationspllichten von neuem
und bestehendem EU-Recht

Der Abbau von Bürokatie beschänkt sich nicht nur auf nationales Recht. sondern

schließt das europäische Recht mit ein. Dies bezieht sich eineßeits auflnitiativen der Eu-

ropäischen Kommission zur Vereinfachung und Deregulierung des europäischen Rechts-

bestandes. Andererseits soll der Aufwuchs neuer Bürokratie durch neue Eu-Regelungen

verhindert bzw. möglichst ge ng gehalten werden. Beide Ansätze werden von der Bun-

desregierung unterstützt. Dies bedeutet, dass sf:üker als zuvor die federlührenden Ressolls

die bürokratischen Auswirkungen bestehenden und neuen EU-Rechts überprüfen sollen.

} Auch wenn diese neue Informationspflichl Kosten verursacht. bleibt in der Surnme eine Reduziemng des
VerwalnrnssaufwaDds übris (400.000€ 20.000 €).
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Prülung von In formaf ionspfl ichten im europäischen Recht

Der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau koordiniert auf Basis der festgelegten Me-
thode auch die nationale Durchflihrung von Messungen der EU, die der Ermittlung des

Verwaltungsaufwands von bestehenden und neuen EU-Rechtsvorschriften dienen.

Für die Prüfung von Informationspflichten in neuen EU-Regelungsvorhaben ergeben sich

fol gende Konsequenzen:

Im Rahmen des europäischen Rechtsetzungsvefahrens sollten in deutschen positions-

papieren und Stellungnahmen, wie aber auch bei der Unterrichtung des Deutschen

Bundestages in Eu-Angelegenheiten, der Unterichtung und Beteiligung des Bundes-

rates in EU-Angelegenheiten und bei der Unterrichtung der deutschen Mitglieder des

Europäischen Parlaments neue bürokratische Lasten für die EU-Ebene und die natio-
nale Ebene, hier insbesondere die lnformationspflichten soweit möglich auch unter

Angabe der Begründung der Kommission, gesondert kenntlich gemacht werden. Hier-
zu sollten die mit dcr Einlührung der Informationspflicht verbundenen Kosten mög-

lichst auf der Basis einer SKM-Messung ermittelt werden (vgl. beschriebenes Vorge-
hen in Kapitel 6).

Neue Regelungen bzw. Anderungen bestehenden EU-Rechts sollten immer daraufhin
überydft werden, ob hiermit Infomationspflichten vermieden, vereinfacht bzw. abge-

schafft werden können.

Bei der Umsetzung von EU-Recht in nationales Recht sollte Folgendes beachtet werden:

Die mit dem nationalen Umsetzungsrechtsakt einzuführenden Informationspflichten

sind einer SKM-Messung zu unterziehen und in der Kabinettvorlage gesondert auszu-

weisen. Hierbei kann ggf. auf bereits im Rahmen der Verhandlungen auf EU-Ebene

ermittelte Daten zurückgegriffen werden.

Sollten bei der Umsetzung in nationales Recht über dje Vorgaben des EU-Rechts hin-
aus zusätzliche Informationspflichten national eingefijhrt bzw. der Standard der EU-
induzierten lnfomationspflicht nach nationalem Interesse erhöht werden, so müssen

dic daraus entsteltenden Kosten ausgewiesen werden. (vgl. beschriebenes Vorgchen in
Kapitel 6)

Im Zugc der von der EU-Kommission initiieften Einf,ihrung eines Verfahrens zur Identifi-
zierung und Messung von Bürokratickosten auf Grundlage des SKM hat der Europäische

Rat die besondere Rolle der Mitgliedstaaten anerkannt, aufAnfrage in angemessener Wei-
se Informationen lür die Bewertung des durch EU-Rechtsvorschriften bedingtetl Venval-
tungsaufwands zur Verfügung zu stellen.
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Für die Prüfung von Infomationspflichten fi.ir das bestehende EU-Recht wird folgendes

Verfahren gewählt:

AufAnfrage der Eu-Kommission führt dasjeweils für das europäische Rechtsgebiet

federflihrende Buldesressort in Abstimmung mit der Geschäftsstelle im Bundes-

kanzleramt die erforderlichen Messungen der natio[alen bürckatischen Belastungen

nach dem in Kapitel 5 beschriebenen Vorgehen durch.

Das Statistische Bundesamt unterstützt die Ressorts bei der Durchltihrung der Mes-

sungen, insbes. wenn aufgrund spezifischer methodischer Anforderungen auf EU-

Ebene vorhandene bzw. neue Daten besonders aufzubereiten sind.

Insbesondere besteht auch die Möglichkeit, für weitere, nicht von der EU-

Kommission benannte Eu-Rechtsakte und Programme die nationalen Bürokatiefol-

gekosten zu ermitteln und die Ergebnisse verbunden mit Vereinfachungsvorschlägeü

den europäischen Gremien mit dem Ziel zur Kenntnis zu geben, überflüssige oder

unangemessene Belastungen durch Informationspfl ichten zu beseitigen.

8.2 Methodische Grundlagen zur Abschätzung des durch Rechtsvor-
schriften bedingten Verwaltungsaufwands

Hauptzweck der Anwendung des Modells bei der EU-Kommission ist die Abschätzung

der Nettokosten der durch EU-Rechtsvorschriften bedingten Auskunftspflichten. Netto-

kosten werden dabei definiert als ,,durch Amahme eines Legislativorschlags entstehende

neue Kosten abzüglich der Kosten die bei Verabschiedung des entsprechenden Rechtsakts

auf Ebene der EU und/oder der Mitgliedstaaten wegfallen würden".ll Gemessen werden

r0 Vgl. EU Korffnissionr Abschätzung der durch Rechtsvorschriften bedingten Verwaltungskosten, Aniang
10 des Leitfadens zur Folgeabschätzung, 15. März 2006

rr EU Kommission: Abschätzung der durch Rechtsvoßcbriften bedingten Verwaltungskosten, Anhang l0
des Leitfadens zur Folgeabschätzung, 15. März 2006. Seite 2.
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Methodische Grundlasen....

Die EU-Kommission hat einen Leitfaden zur Abschätzung des durch Rechtsvorschriften

bedingten Verwaltungsaufivands vorgelegt. Dieser erscheint als Anhang 10 des Leitfadens

zur Gesetzesfolgenabschätzung bei der EU. Die folgenden Ausführungen beziehen sich

auf den Stand vom 15. März 200630 und beschreiben das Vorhaben der Eu-Kommrssion

im Rahmen des SKM im Hinblick auf mögliche Auswirkungen auf das deutsche Vorge-

hen.



Prüfung von Inlormationspflichten im europäischen Rechl

die Kosten bei der Privatwirtschaft, dem gemeinnützigen Sektor und öff€ntlichen Betrie-
ben. Den Dienststcllen bleibt es frei gestellt inwieweit sie die Bürger zu Testzwecken

sogleich in die Messung mit einbeziehen. Bei dl3r Definition des Verwaltungsaufwands
wird wie auch in Deutschland auf die Bürokratiekosten aufgrund von Informationsver-
pflichtungen abgestellt. Die EU-Kommission hat dabej eine bewxsst weit gefasste Ausle-
gung der Definition gewählt, die z.B. auch die produktkennzeichnung einschließt. Folgen_

de Arten von Pflichten werden unterschiedel:

. Meldung bestimmter Tätigkeiten,

. RegelmäßigvorzulegendeBerichte,

o KennzeichrungsinformationflirDritte,

. Information ohne Kennzeichrungscharakter für Dritte,

. Antrag auf Einzelgenehmigung oder Befreiung,

. Antrag auf allgcmeingültige Genehmigung oder Befreiung,

. Registderung,

. Zertifiziorung \ron Produkten oder Verfahren.

. Konhollbesuche,

r Zusammenarbeit bei Audits.

o Subventions- oder Beihilfeanhag,

. Sonstiges.

Dieser Katalog wird auch in Deutschland für die Erfassung von Informationspflichten zu

Grunde gelegt (siehe Kapitel 5.1.2).

11



Literatur

AMVAB (Hrsg.): Manual for conducting Standard Cost Model measurements, Juni 2005,

Intemet: http://www.amvab.dl:/sw7440.asp.

BARNES, M. u.a.: Die Messung administrativer Kosten: Handbuch für das Standard Cost

Model in Großbritamien, September 2005

BERTELSMANN STIFTUNG (Hrsg.): Handbuch zur Messung von Bürokatiekosten, eßcheint

2006

BUNDESMINISTERIUM DERJUSTIZ (Hrsg.): Fundstellennachweis A Bundesrecht, abge-

schlossen am 31. Dezember 2005.

CHARIT6, D. et al. (intemationale Arbeitsgruppe): Das Standard-Kostenmodell - Konzept

zur Definition und Quantifizierung des Verwaltungsaufwandes für Untemehmen duch

staatliche Regulierung, Stand: Mai 2005,

CHARIT6, D. et al. (lntemational SCM Network): Intemational Standard Cost Model Man-

ual - Measuring and reducing administrative burdens for businesses, 2005.

EU KoMMISSIoN: Abschätzung der durch Rechtsvorschriften bedingten Verwaltungskos-

ten, Anhang 10 des Leitfadens zur Folgeabschätzung, 15. Minz 2006.

HADER, S.: Telefonstichproben, Zentrum für Umliagen, Methoden und Analysen (Hrsg.),

How-to-Reihe, Nr. 6, 2000.

INSTITUT FüR MITTELSTANDSFoRScHUNG (Hrsg.): Ermittlung bürokatischer Kostenbelas-

tungen in ausgewählten Bereichen, Kurzfassung, Bonn, 2006.

KREIBoHM, H.; et al.: Erstes Deutsches Handbuch zum Standardkosten-Model, Fachhoch-

schule des Mittelstands (Hrsg.), Bielefeld, 2005

MERCK, R. (Hrsg.): Bürokratieabbau und Bürokatiemessung in der Bundesrepublik

Deutschland, Fachhochschule des Mittelstands, Vorabdruck, Oktober 2005.

NAHM, M.; PHILIPP, K.: Strukturdaten aus dem Untemehmensregister und Aspekte der

Untemehmensdemografie, in Wifischaft und Statistik, Heft 9, 2005, S.937-956.

NIJSEN, A.; VELLINCA N.: A model to measue the administative buden ofbusinesses.

Zoetefineet 2002.

Ösrrnasrcurscues FrNANZMrNrsrERruM (Hßg.): Handbuch Standardkostenmodell Öster-

reich, Wien, 2006.

'75



Literatur

STAGLIN, R.; PFETFFER,I.; STEPHAN, A.: Die Bedeutung der Belastung der Wirtschaft

durch amdiche Statistiken, in: DIW (Hrsg.), polirikberatung kompakt, Heft Nr. 19, Ber-
lin:.2006.

SrATrsTiscHEs BUNDESAMT (Hrsg.): Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003.

STATISTISCHES BUNDEsAMT (Hrsg.): Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Betriebe mit
ökologischen Landbau Agrarstrukturerhebung 2005, Fachserie 3; Reihe 2.2.1, Wiesba-

den 2006

STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.): Umsatzsteuer, Fachserie l4; Reihe 8, Wiesbaden

2003

VoRcRIMLER, D. WüBBEN, D.: Die Delphi-Methode und ihre Ejgnung als progrosein-

srrument, in wirtschaft und statistik, Heft 8 ,2003,s.763-7'14.

76



Anhang I

Anhang I: Merkmale der SKM-Eingabemaske

Feldname Beschreibuns Auspräguoge. Pflicht

Rechtsgrundlagen Informationspfl icht

Amtliche Abkin-
zung der Norm

z.B. BGB für
bürgerliches Gesetzbuch

Ja

Sachgebiets-
nuruner / EU-
ordnungsnum-

Sachgebietsnurnmer des Fundstel-
lennachweises A (FNA Bundesrecht)

z.B. Preisangaben- u. Preisklausel-
gesetzi 720-17; bei Eu-Normen die

EU-Ordnungsnumrner

Ja

Gesetz

Verwaltungsvorschnll

Eu-Rechtsverordnuns

Ja

Norm enthält
keine lnforrnati
onspflichten

Normen ohne Informationspfl ichten
können mit diesem Feld gekerur-

Gesetzgebungs- Die Regulierungsebene, die das
. Bund
. Eußund
.EU

Ja

Informationspflicht

Kennzeichen ldentifi kationskennzeichen Iür die Informationspfl ;cht. wird vom System

beim speicher/versenden automatisch vergeben
Ja

Bezeiclnung
Beschreibung der gesetzlichen In-
formationspflicht

Ja

Zu$unde liegen-
der Paragraf/

Den oder die g€nauen Pansraf(en)
der Norrq welches die Informati-
onspflicht enthält

Ja

Falls der zugrunde liegende Paragraf
.üfweitere Nome. oder Rechtvor- Ja

Zweij ahresfrist
(nach Intrafttre-
ten) erreicht

Ist die Informationspfl icht, bereits
länger a1s zwei Jahre in Kraft?

Ja

Datum des

lnformations'
pflicht

Falis das die Infomationspflicht
nicht längerals zwei Jah.e in Kraft
ist, wänn ist sie in Kraft getreten?

Zuständiges Re
lemt

la

B€schr€ibung
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Feldname B€schreibüog Ausprägungen Ptlicht

Zietgruppe Ja

Endadressat
Wer ist der letzlendliche Empäinger

Ja

länger

Informrtion können direk an ein€
Behörde übermitteh werden oder an
eine vom Staat mil der Aufgabe
beirauten Dritlen (zum Be;spiei
TUV)

Behörden

Dritre
Ja

Händelt es s;ch beiden durch die
lnfonnationspllicht entstehenden
Kosten hauptsächlich um sou,ieso
entstanden Kosten. ist dies hier
kennrl;cl zu machen

tionspnicht

. Meldung bestimmter Täligkei,

. Regelmäßig vorzulegende Be-

. Kennzeichnungsinformationfür
Dritte,

. Inforrnation ohne Kellnz eich-
nungscharakter flir Dritte,

. AntraC auf EinzelgenelmigunC
oder Befreiung,

. A.traS auf allgemeingültige
Genehmigug oder Befreiuns.

. Regislrierung,

. Zertifiziemg von Produken
oder Verfaken.

. Kontrollbesuche,

. Zusamnenarbeit bei Audrrs,

. Subventions-oderBeihilfean-
trag,

. Sieuenneidungen/Erkläru,gen

. Nachweis zur Berechtigung von
Steuerf.eiheit

. Ausübung von Wahlrecht

. Sonstiges.

Ja

Anti'ag

Bencht

Registereintngung

Meidung

FngebogeD

Fi.ihren von Unterlägen

S

Ja

78
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. Bürger
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Anhang I

Beschreibung Ausprägungen Pflicht

onlineübemitt-
lüng ber€its mög-
lich

Künnen die lnfonnationen vom
Normadressal via Intemet an den
Empfänger übenragen werden

Ja

Onlineübermitt-
lung verpflich-
tend

.Jz
r Nein

Ja

Notwendise
Unterlagen or ine
verfügbar

Unterlägen. die fijr die Erfüllung der
Infonnationspflicht benötist werden
und bei einer staallichen Stelle onii
ne abgemfen werden können

Ja

Nein
Ja

Politikbereich der
Inforrnations-
pflicht

Entspricht den für die Gesetze zu-
stlindigen Ressorts

lnforrnationen können entweder

unnittelbar vorn Norrnadressal an

den Empfänger übermittelt werden,
oder er kann sie ,rrt"/rar über einen

Dritten übermitteln (zum Beispiel
Lohnbescheinigungen, die der Ar-
beitgeber dem Arbeitnehmer aus-

stellt. da dieser sie für einen Antmg
benötigt)

. Unmitteibar

. Mittelbar
Ja

übermittlurg

Inwieweit die Infonnationen ünmit
telbar vom Nonm&essat ar d€n
Empfünger übermitteit werden, oder
der Normadressat diese äuf Vonat
halten ünd hei Bedff iihemlrreln

Generell

Nur aufAnfrage

Sowohl als auch

Ja

Komplexitär der
Inforrnations-
pflicht

Einschätzung wie komplex die Er-
lüllmg der Informationspfljcht lür
den Nomadressar ist

Gering

Mitlel
Hoch

Ja

Anderungen der

pflicht geplant

Sind Andenmg€n die Informations-
pfl icht beteffend geplant

Datum der Ande-
rug

Falls Andemngen geplant sind, für
wann sind diese geplant

Umfang

Fallzahl pro Jahr

Die Fällzahl entspncht d€r Anzahl.
der aufgrund der Informationspflicht
ausgelösten lnformationstränsf€rs
der Nonnadressaten an deD Endad-
ressaten in einemJahr.

Nein

Fällzäh1;Quellc

Quellenangabe der Schätzuns; muss
angegeben werden sofem eine
Schätzung lür die Fallzahl abgege-

Nein

19

Feldname

Ja

Ja
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Beschreibung Ausprägungen Pflicht

Periodizität pro
Jahr

Anzahl der gesetT,lich vorgeschrie-
benen Meldungen pro Jah.

Fallweise, wenn keine Periodi
ztät vorliegt

Anzahl der jätulichen ilbermitt-
lung bei voriiegender Periodizi,
tär

Besonderheiten der Informations-
pflicht auf die bei der Zeitmessung
geachtet werden muss. kömen hier Nein

zahl

Die Anzahl der Untemehmen. die
von der Informationspfl icht (poten-
ziell) betrolTen s;nd

Nein

zahl;Qüelie

Queuenangabc der Schäizung: muss
angegcben werden. sofem eine
Schätzung hir die Unternehmensan-
zahl abgegeben wid

Nein

schaftszweige
Die Winschaftsbereiche. die von der
Inibrmxrionspfl ichl betroffen sind

Winschaft sabsclniue der Wirr-
schafisklassifi kation NACE 2003

Nein

Datenrnforderungen

Welche Datcn konlret angeforderr werden
(Umsatz, tseschäitige etc.)

. Beschäftigte

. Einlrcnrmen

. Sozialversicherungsb€iträge
Ncin

EO

weise
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5
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Anhang II: Sachgebietliche Gliederung des Bundesrechts
(Auszug)

I Staat- und Verfassungsrecht

2 Verwaltung

3 Rechtspflege

4 Zivilrecht und Strafrecht
40 Bürgerliches Recht - Bürgerliches Gesetzbuch und Nebengesetzte

4l Handelsrecht
42 GewerblicherRechtsschutz
43 Vorschriften gegen den unlauteren Wettbewerb
44 Urheberrecht
45 Strafrecht

Verteidigung

Finanzwesen
60 Finanzverwaltung im Bund, in den Ländem und in den Gemeinden
6l Steuem und Abgaben
62 Lastenausgleich,Kriegsfolgeschäden
63 Bundeshaushalt
64 Bundesvemögen
65 Schulden des Bundes
66 SicherheitsleistungendesBundes
6'7 Münzwesen

Wirtschaftsrecht
'70 AllgemeinesWirtschaftsrecht
71 Gewerberecht
'72 Preisrecht
74 Aüßenwirtschaftsrecht
'15 Bergbau,Kemenergie,Elektrizität,Gas,Wasserwirtschaft, Energie-

ver§orgung
'76 Geld-,Kredit-,Versicherungswesen
'7'7 SonstigeWirtschaftsrecht
78 LandwitschaftundErnährungswirtschaft
79 Forstwirtschaft,Naturschutz,JagdwesenundFischerei

Arbeitsrecht, Sozialversicherung, Kriegsopferversorgung, Eingliederung
Behinderter
80 Arbeitsrecht und Arbeitschutz
81 Arbeitsftirderung
82 Sozialversicherung
83 Kriegsopferversorgung
84 Heirr*ehrrecht
85 Kindergeld und Erziehungsgeld
86 Sozialgesetzbuch
87 EingliederungBehinderter
88 Koordinierende Vorsch ften

Post- und Fernmeldewesen, Verkehrswesen, Bundeswasserstraßen

7

8

9
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Anhang III: Checkliste zur Identifizierung von
Vereinfachungsmaßnahmen (vorläufi g)

Maßnahme
bereits einge-
führt

Umsetzung
geplant

Umsetzüng
nicht möglich

l. Rechtsvereiofachung

Abschaftung der Infomlar;onspfl icht

Verminderung derZähi der von der Rechts-

vorschnft betroffenen Untemehmen bzw.

Branchen, Ausnahmen fürkieine und mittle-

re Betriebe

Reduklion der Häufigkeit der Informations-

übenrittlung; Verlängerung der Zeiräume

zwischen einzelnen Infonnationsanlorde-

rungen (besonde.e Adorderung statt regel

mäßige trbermittlungi lAjäklich srätr mo-

natlichr 1/2 ährlich sratt I Ajätulich)

Bestehende Informationspfl icht kann auch

durch Nuüung vorhändener Daren an ande-

.er Stelle (zm Beispiel Nurzxng von VeF

waltungsdaren) teilweise oder votlkornmen

efillt werden

2. V€r€infachung yon administrativen

ldenlifizierung und Ausschluss von Doppel-

prüfungen: Liegt die Informarion bcreits

einer anderen staatlichen Instirution vorl
Können die Informationen g€meinsam gc

Vereinfachung von Formularen: Kürzug

der Formulare und vereinfachuns derFoF

nrulierungen

3. E-(;overnment'

Formulare snrd im Intemer erhälrl;ch

Dalen sind bercils durch staadiche Srellen

ich eingetragen
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Maßnahme
bereits eing€-
führt

Umsetzung
geplant

Umsetzung
nicht möglich

4. Verbesserung der Kommunikation

Sicherstellung der Verständlichkeit von

Regelungen

begleitende Hilfsangebote bei der Einfi.ih-

rung neuer Regelungen durch die zustündi-

gen staatlichen Stellen

Wichtige Hinweise:

Um eine möglichst weitgehende Vereinfachung zu eneichen, ist bei der Pdfung insbe-

sondere zu analysieren, ob die vorstehenden Maßnahmen in Kombination angewandt wer-

den können.

Die Checkliste kann auch für den Abbau anderer bürokatischer Hemmnisse genutzt wer-

den
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lnformationen können elektonisch an strat-

liche Stellen übermittelt werden
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